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Aktuelle Probleme im Liegensd-raftskataster *

Von Regierungsdirektor Dr.-lng. §[ e n d t , Niedersädrs. Ministerium des Innern

§7enn man heute irgendwo im tedrnisdr-wissensdraftlichen Bereidr die aktuellen
Probleme einer Disziplin herausarbeiten will, so wird man sehr sdrnell auf einen,
Faktor, vielleidrt den widrtigsten überhaupt, kommen: den Einfluß von Meclani-
sierung und Automation auf die zu untersudrerrde Fadrsparte. Man könnte nadr der
industrirellen Revolution, die die 2. Hälfte des vorigen Jihrhunderts und die ersten
Jahrzehnte unseres Jahrhunderts geprägt hat, durchaus von einer Revolution der
Autornaten rmd Computer spredren, an deren Anfang wir heute stehen. Dabei ist
eine Besonderheit sehr d-rarakteristisch für die Entwid<lung, in der wir uns beftn-
den' Die neuen Hilfsmittel sind eben entstanden, mand'rmal kaum den Kinder-
krankheiten entwachsen, da werden sie schon allenthalben in der Praxis angewandt,
eingespannt in die täglidlen Arbeitsvorgänge, odet, anders ausgedrüd<t, die tag-
Iidr,e -fubeit Fqnn, gidr an ihnen zu orientieren. Die Gefahr soldlen Tuns liegt
auf der Hand. Di,e §/eiterentwiddung der Autonration sc*rneitet rasant fort, där
Möglidrkeiten werden immer mehr, und eine Arbeitsweise, die heute nadr dem
heutigen stand der Technik ausgeridrtet wird, kann morgen sdron hoffnungslos
v_eraltet 

-sein. 
Forsdrung, Entwicklung und praktische Anwendung sind einandel so

dicht auf den Fersen, daß mandrem angst und bange wird und die weniger Angst-
lidren, die ,,ganz Modernen", sidr ins Utopirsdre zu verlieren drohen.

Die Tugend des Ingenieurs, der einerseits mithalten will, andererseits kühler
Realist und Redrner bleiben mnrß, sollte daher in erster Linie darin bestehen, de-n
sidr bietenden Vorteil des Fortsdritts voll zu nutzenf ohne sicl in technisd-re Spie-
lereien zu verlieren, deren Nutzen noch mehr als ungewiß ist.

Vor diesem sehr skizzenhaft angedeuteten Hintergrund wollen wir nun unser
eigentlidres Fadr betradrten und von diesem speziell die Aufgaben des Liegen-
sdraftskatasters. Man kann sie bekanntlich in 2 Hauptgruppen teilen, den geöda-
tisdl-tedlnisdlen Teil, der von der vermessung bis zur Flurkarte führt, u;d den
registrierenden Teil, der sidr mit den Katasterbüd-rern befaßt.

Im geodätisdr-tedrnisdren Bereich konnte die Automation zuerst Fuß fassen,
erst ,in einzelnen Arbeitsabsdrnitten, nadr und nadr in den übrigen, so daiJ im
Prinzip sdron aus den Mosaiksteindien der Anfänge ein Bild des lüd<enlosen Datear-
flusses zu erkennen ist. Zwar ist auch hier nodr mandres zu tun, aber die Entwid<-
lungslinien liegen dodr sdron redrt klar vor uns, und viele Dinge sind bereits be-
kannt und in der Praxis geläuft§. Idr nenne als stidrworte die Erfassung der
Meßdaten in registrierenden Theodoliten, die elektronisdre bzw. elektro-optisdre
Distanzmessung, die SpeicJrerung und red-rnerisdre §Teiterverarbeitung der gewo,n-
nenen Daten zu Koordinaten und Flädrengrößen, die Kartierung im automatisdlen
Kartiergerät und die Aufbewahrung von Koordinaten und. Flädren in entsprechen-
den Registern und Speid-rern zur späteren Verwendung. Audr die Photogrammetrie
läßt sidr zwangüos in diese Kette einfügen. Sie speicl-rert die Meßdaten in Luftbildern.

') vortrag im Rahmen des Fortbildungskurses für gesdräfts- und büroleitende Beamte in Bad Saösa
am 1. 11. 1967.
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Die §Teiterverarbeitung ges&ieht entweder numerisdr (punktweises Ausmessen,

programmgesteuertes Redrnen und Kartieren nadr Koordinaten) oder in den Ana-
loggeräten, die über linienweises Ausmessen direkt zu Kartenvorlage führen. Zwi-
schen diesen Mosaiksteindren, deren jedes einzelne so buntsdrillernd und ver-
lod<end aussieht, beftndet sidr der Kitt, der sie erst zu dem erstrebten sdrönen

Gesamtbild verbinden kann, und diesen Kittflädren, den Nahtstellen zwisdren den

einzelnen Arbeitsvorgängen, muß derzeit unsere besondere Aufmerksamkeit gelten.

Lassen Sie mich dies an einem konkreten Beispiel erläutern. Die automatisdre Er-
fassung der gemessenen §Tinkel (Registriertheodolit) ist heute schon möglidr, wird
morgen nodr viel vollkommener möglidr sein, und audr bei der automatisdren Re-

gistri-erung elektronisdr gemessener Stred<en sind praktisdr braudrbare Lösungen
in Kürze zu erwarten. Steht da nidrt der.Vermessungsingenieur von morgen vor
unserem geistigen Auge, der nur noch Numerierungsrisse führt und alle m,essendefl

Arbeiten dem Automaten und der ihn bedienenden Hilfskraft überläßt? Der die
gewonnenen Daten dem Computer überantwortet, weldrer als Resultat d,ie fertige
karte und die säuberlidr gedrudcten Register ausspud<t? Zu schön (?), um wahr
zu sein. \Wir messen im allgemeinen nidr,t auf der grünen \7iese und nidrt im
geodätisdren Neuland. Für größere, gesdrlossene Neu- oder Fortführungsverme§-
sungen mag das gesdtilderte Verfahren sdron in naher Zukunft gängig sein ebenso

wie für die Sdllußvermessungen von Flurbereinigungsverfahren. Meßmethode wäre
dann die Polaraufnahme - möglidrst viele §Tinkel und Stred<en von einem Stand-
punkt aus - oder die Photogrammetrie. Die weitaus meisten Alltagsvermessungen
betreffen aber kleinere und kleinste Objekte, und das Vorhandene ist ein Zahlen-
werk, das nadr der Orthogonalmethode entstanden ist und audr als soldres fort'
geftihrt werden muß. Für die Erfassung und \ü'eiterverarbeitung der kleinen Ortho-
gonalrnessung hat die Automation noch nidrt viel Entsdreidendes anzubieten. Das

Orthogonalverfahren mit den herkömmlidren, einfachen Hilfsmitteln ist ziemlidr
perfekt enrwickelt und gerade für die einzelne Fortführungsmessung sehr gut ge-

eignet. rüüenn man an die Fortführung denkt, sdreint mir daller der jüngst mehr-
fach geäußerte Gedanke nidrt ganz abwegig, audr die im Polarverfahren aufge-
nommenen größeren Objekte so weiterzuverarbeiten, daß der Computer nicht nur
Koordinaten und eine fertige Ka'rtierung liefert, sondern darüber hinaus Stredcen
zwisdren ausgewählten Punkten redrnet, etwa den Kleinpunkten entspredrend, rmd
außerdem die orthogonalen Messungselemente der übrigen Grenz- usw. Punkte
auf di,ese geredrneten Messungslinen ermittelt. Die so gerechneten orthogonalen
Elemente könnten in einen Zahlenriß übernommen werden, der den herkömm-
lidren Rissen ähnlich ist und für Fortführungen der gewohnten Art zur Verfügung
steht. Kurz gesagt: Von der Polaraufnahme bis zur Flurkarte ein kontinuierlidrer
Datenfluß, der weitergeführt wird bis zu erredrneten orthogonalen Zahlenelemen-
ten, die in ,,Vermessung"-rissen aufbewahrt werden. - Nattirlidt ist die Rißferti-
gung dann wieder Handarbeit, mühsam, langsam und fehleranfällig. Daher sagen
Fortsclrittsbeflissene: Das sparen wir uns. \Vir speidrern die Koordinaten, die wir
für die Kartierung ohnehin haben rechnen lassen, und erredrnen aus ihnen erst
dann Messungselemente, wenn wir diese im Einzelfalle für die Fortführungsver-
messung braudren. Also ein Koordinatenkataster. Idr habe gegen diese Konzeption
nodr so,lange einige Bedenken, wig nidlt alle Katasterämter.entweder eigene Klein-
computer haben - ein §7eg, der in Niedersadrsen kaum besdritten werden
dürfte - oder über entspredrende Datenübertragungsleitungen an einen zentralen

109



Großcomputer so angeschlossen sind, daß sie die erford,erlidrcn Rechnungen in
kürzester Zeit und iederzeit bei Vorbereitung der einzelnen Vermessung ausführen
lassen konnen. - Aber audr auf dem §7ege bis zu dem gesdrilderten automatisdren
Datenfluß bleibt nodr mandres zu tun. Ein Engpaß besteht z.Z. darin, daß aus den
im Felde geführten Vermessungsrissen die Zahlen in Ablochbelege übernommen
werden müssen, da die Locherinnen keine vermessungstedrnisdren Fachkenntnisse
besitzen. Ein Verrnessungstedrniker muß also das Zahlenwerk so sortieren und in
die Ablodrbelege einschreiben, daß es d,ie für die Beredrnung nötige redren-logisd-re
Reihenfolge erhält. Der §7eg, die Zahler, direkt der Lodrerin zu dikrieren, ist zu
sdrwerfällig, da er die Arbeitskapazität der Locherin bei weitem nicl,t ausnutzt.
Audr sind Versudre gemadrt worden, Abloübelege direkt im Felde und den Ver-
messungsriß daneben nur nodr als Num,erienrngsriß zu führen. Dies Verfahren hat
sidr jedodr bisher als unwirtsdraftlidr erwiesen, da es di,e Feldarbeit verlängert und
dii Kosten der häuslidr gespaf,tefl Arbeitszeit nidrt größer sind als die Kostern der
vermehrten Feldarbeit. Audr Versudre, die Messungsdaten örtlidr von Hand in
Karten abzulodren oder Stridrbelege zu führen, die dann von einem Belegleser
automatisch in Lodrkarten übertragen werden, waren nodr nidrt besonders erfolg-
versprechend. Immerhin ist bei all diesen Versuchen das letzte §7ort nodr nidrt
gesprodren. Sollte ein befriedigendes Verfahren eines soldren halbautomatisdren
Datenflusses zwi,sdren Messung und Redrnung gefunden werden, so dürfte gerade
dieses für die täglidre kleine Fortführungsvermessung durchaus Bedeutung erlangen.

Mir lag unter anderem daran, Ihnen an diesem Beispiel zu zeigen, daß zwar
automatisdre Lösungea für den einzelnen Arbeitsgang durdraus sd-ron befriedigen
können, die organisatorisdte und tedrnisdre Verknüpfung - der Kitt zwisdren den
Mosaiksteindren - aber nodr eingehender Uberlegung bedarf, um das Optimum
von morgen zu ffnden. In diese Ridrtung gehört übrigens audr die Frage, wie klein
eine Vermessung sein darf, wenn man sie nodr mit Vorteil dtrrch die zentrale Auto-
mation bearbeiten lassen kann, ob ein Kleinstcomputer auf dem Katasteramt neben
der zentralen G'roßanlage wirtschaftlidr ist und dergl. mehr. -Aus Ihrer täglidren Arbeit wird Ihnen die Einschaltung des Dezernats ,,Auto-
mation" im Landesverwaltungsamt bei größeren geodäti,schen Beredmungen und
Kartienrngen b,ereits gelauffg sein, auch mit der sog. Katasterphotogramrnetrie sind
viele Amter sdron praktisdr befaßt gewesen. De wei,teren Entwidclungslinien habe
idr anzudeuten versud'rt. Uber sie wird zu beridrten sein, wenn sie weiter als bisher
aus dem Versudrsstadium herausgewadrsen sind. Idr mödrte midr nun der zweiten
Säule des Liegensdraftskatastersr den Katasterbüdlern, zuwenden.

In dieses Arbeitsgebiet dringt die Automation erst allmählid'r ein, dlie entspre-
drenden Versuche dauerten und dauern länger, praktisdr sind erst wenige Kataster-
ämter damit befaßt worden. Das hat seinen Grund einmal darin, daß die Führung
der l(atasterbüdrcr einre Massenarb,eit großen Stils ist, die keine ind,ividuelle Ab-
wandrlung im einzelnen Amt oder beim einzelnen Arbeitsgebiet verträgt. Eine Lö-
sung, die aud'r morgen befriedigen soll und gerade erst morgen die Znsen heutiger
Investition bringen kann, muß von vorn bis hinten aus einem Guß sein. Zum an-
deren ist den anfänglidren Versudren mit dem Lodrkartenkataster die tedrnisdre
Enrwicklung so sdmell davongelaufen, daß wir bei der heute vorgesehenen lösung
sdron vom masd-rinell geführten Kataster (MGK) spredren, in d,em die Lodrkarte
(das Speidrermedium, das uns Ende der 50er und Anfang der 60er Jahre vor-
sd'rwebte) nur nodr eine vorübergehende Zwisdrenrolle spielen wird.
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§7elclle Gründe sprechen überhaupt für eine Umstellung des gerade erst fertig

gewordenen neuen Liegensdraftskatasters auf ,automationsgeredrte Datenträger?

frun, die Vorteile sind 
-ganz 

überwiegend in der Fortführyng zu er.warten.. Jede

Fo.tiührong des MGK er-fordert nur einmal mensdrliche Gedankenarbeit, die fehler-

haft sein kinn und daher geprüft werden muß, z.B. das Ablodren der neuen Flur-

stücke nach einer Grunäsitt.ksteilong aus dem Flädrenberedrnungsheft' Alle

weiteren Arbeitsgänge werden masdrinell und damit sdrnell und fehledrei erledigt,

Drucl<en n..ro B=lätät der Liegensdraf,ts, und Flurstüd<skartei, des Veränderungs-

nachweises, soweit dieser künftig überhaupt noch beibehalten werden sollte, Her-

stellung der sog. Sekundärkatatt.t ftit Finanzverwaltung, Gemeinden, \Tasser- und

BodenierbändJ. Oa im Zuge der Fortführung überholte Blätter aussortiert und

durch neue ersetzt werden, hat man in den Katasterbüchern stets nur den neuesten

Bestand in logisch ridrtiger Reihenfolge; Streichungen und Fortführ1ng 1n ,,falsdrer
Stelle", die namentlidr das Flurb,udr vielfadr unübersidrtlidr Y.rd*n lassen, ent-

fallen. Freie Blätter als Raum für spätere Fortfühnmgen ebenfalls. Der Jahresab-

sdrluß kann maschinell gemadrt werden. Sdrließlich wird die Aussagefähigkeit des

Liegensdraftskatasters durch die vielfachen masdtinellen Selektionsmöglidrkeiten

weJentllich erhöht. Es bereitet beispielsweise keine Sdrwierigkeiten, aille Flurstücle

mit einer bestimmten Nutzungsart (Straßenland, §Tasserläufe, Nadelwald o' ä.)

heraus7uziehen, die Flädrensummen zu bilden und die Ergebnisse auf übersidrt-

lidren Listen ausdrud<en zu lassen. Der Inhalt des Budrkatasters kann also weit um-

fassender genutzt werden als bisher.

Diese Uberlegungen ließen das Bundesamt für Eidr- und Vermessungswesen in
§(ien bereits tg5S-mit Versudren zur Umstellung der Katasterbüdrer auf Lodr-
karten beginnen, und da diese Versudre errnutigend ausfielen, widmete man sich

ctieser Auigabe audr an anderen Orten, z. B. in Sdrweden, in Hessen, in der Stadt

Essen. In Niedersachsen begannen die Versudre 1959 im Katasteramt Hannover.
Dr. Gerardy hat darüber im Heft 411960 der Nadrr. der NVuKV und in der ZN
1964, S. 329, berichtet. Ich will diese Beridrte, die Ihnen vielfadr bekannt sein dürf-
ten, hier nidrt wiederholen, sondern versndren, einige wesentlidre Leitgedanken
herauszustellen.

Datenträger war nadr der ersten Konzeption die Lodrkarte. Der in jeder Karte
abgelodrte Katasterinhalt wurde in Klartext am oberen Kartenrand ausgedruckt,
so draß die Karte für jedermann lesbar ist. Man unterschied im wesentlidren Eigen-
türnerkarten, die Gemeinde, Gemarkung, Grundbudrblattnummer und Eigentümet-
angaben enthielten und Bestandskarten, weldre Gemeinde, Gemarkung, Grund-
budrblattnummer, Flur- und Flurstücksnummerr Flä&e, Bodensdrätzungsmerkmale,
Ertragsmeßzahl und Lagebezeidrnung enthielten. Zu beiden Hauptkartenarten
karnen spezielle Karten hinzu, z. B. für §Tohnungseigentum, Erbbaurecht, Miteigen-
tum; für Klassenabsdrnitte, Bestands- und Gemeindesummer. Die Eigentümerkarten
und Bestandskarten (beide jeweils hintereinander stehend und nadr Grundb,ud,blatt-
nummern geordnet) li,efern die Liegenschaftskartei, ein Doppel der Eigentümer-
karten, alphabetisch nach Eigentümern geordnet, die Namenskartei, ein Doppel der
Bestandskarten, nach Flur- und Flurstücksntrmmern geordnet, die Flurstüd<skartei.

Der Inhalt einer Lochkarte ist auf 80 Ziffern oder Budrstaben begrenzt. §7ill
rnan daher den Inhalt des Budrkatasters nidrt sdrmälern, so muß män zu Abkürzun-
gen greifen, wie Ihnen diese z. B. auf Kontoauszügen der Banken oder Abredr-
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nungerr von Versid-rerungen, Elt-§ferken u. ä. bekannt sind. E i n e grundsätzlidre
Einsparung wurde allerdings von vornherein vorgesehen, die uegensdraftsbudr-
nummer im Grundbudr gebuchter Grundstüd<e entfällt, als Ordnungsmerkmal tritt
an ihre Stelle audr für das Kataster die Grundbuchblattnummer. Bei nidrt geb,udrten
Grundstüd<ea bleibt die Uegensdraftsbudrnummer erhalten, sie wird jedoch durdr ein
Hinweismerkmal ergänzt. Durdr entspredrende Zahlen- oder Budrstabensdrlüssel
werden abgekürzt die Bezeidrnung von Gemeinde, Gemarkung, Nutzungsart; ein
wenig kartengerecht abgewandelt die Bodensdrätzungsmerkmale. Sdrließlidr waren
die Angaben über Eigentümer und lagebezeid'rnung durdr allgemeinverständlidre
Abkärzungen auf die in der Karte vorgesehene Maxima:lstellenzahl zu kürzen.

Eine Kartei der gesdrilderten Art war als Auskunftskartei für das betr. Kataster-
amt, eine zweite gleidrartige als Masdrinenkartei bei der Zentrale gedadrt.

Nadr dieser Anordnung ist ein Lodrkartenkataster für 6 Gemeinden aufgestellt
worden, die ländlidren Gemeinden Vorwerk, Elsdorf und Stemmen im Reg. Bez.
stade und Gerneinden Bothfeld, Langenhagen und Rethen in bzw. bei Hannover.
Nun zeigte sidl bald, daß namentlidr die Liegenschaftskartei bei diesem Verfahren
sehr umfangreidr wurde und audr nidrt besonders übersidrtli.dr war. Zudem äußerte
die Finanzverwaltung bei Vorbespredrungen den vunsch, das Liegenschaftsbudr
als Tabelle aufgelistet, also etwa den bisherigen Bestandsblättern thrilidl , zn e?
halten. Lodrkarten lassen sidr sdilecht in ihren Akten abheften und gestatten prak-
tisdr keine weiteren Eintragungefi von Hand. Man ging daher dazu über, masd.rinell
wieder Bestandsblätter des Liegensdraftsbuchs zu drud<en, audr für die Kataster-
ämter. Finanzamt und Katasteramt erhielten einen vollständ'igen Katasternadrweis,
bestehend aus den Liegenschaftsblättern, in Ringordner, ,ori--ergefaßt als Lie-
gensdraftsbud-r, der Flurstüd<skartei und der Namenskartei.

Dies war etwa der stand der Entwid<lung im Jahre 1963. Mit der sd,affung des
Dezernats Automation im Landesverwatrtungsamt gingen die weiteren Arbeiten am
masdrinell geführten Kataster auf dieses über. Inzwisdren war im Redrenzentrum
des Landesverwaltungsamts die leistungsfähige Redrenanlage IBM 14r0 aufgestellt
worden, und die Prograrnme für das MGK konnten nun auf diesen Masdrinensp
umgestellt werdea, der arls Speidrer 8 Magnetbandeinheiten besitzt. Sdron eine
kurze Ubersdrlagsredrnung zeigt, daß für eine Umstellung des Budrkaasters im
ganzen Lande die Lochkarte kaum das geeignete Speidrermedium sein kann. Man
würde zur Aufbewahrung der Daten für rd. 5 Millionen Flurstüd<e ca. 300 Sdrränke
rnit Lodrkarten benötigen; dieZugrifrzaten zu einzelnen Karten wären lang, ständig
müßten Kartenpakete im Redrenzentrum hin- und herges&leppt werd,en. Erheblidr
verkürzt werd,en &e Zugrifrzatenf wenn alle Daten auf Magnetbändern gespeidrert
sind; audr stellt die Aufbewahrung der Bänder kein räumlidres Problem mehr dar,
300 Bänder reichen ftir das ganze Land aus; sie sind bequem in wenigen Schränken
unterzubringen. Die weitere Entwick'lung wird zudem clahin gehen, nodr leistungs-
fähigere Großredrenanlagen im NLVA aufzustellen, die mit Plattenspeichern oder
mrit Magnetkartenspeidrern ausgerüstet einen wied,erum wesentlidt schnelileren Zu -

griff zu den gewünschten Daten gestatten. §flill man für die Fortführung ein be-
stimmtes Flurstüd< auf dem Magnetband ffnden, so muß man das Band, auf wel-
chem seine Daten enthalten sind, abspulbn. Die Durd,laufzeit eines Bandes lieg
bei l0 Minuten; die durdrsdrnitdidre Zugriffzeit wäre also mit etwa 5 Minuten
anzusetzen. Der Magnetkartenspeidrer besteht dagegen aus einem umlaufenden
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Magazin mit.Magnetkarten, d,ie bei Bedarf maschinell durdr Masdrinenbefehl auf

einä Zylinder gespannt und do.rt mit Magnetköpfen gelesen bzw. besdrieben
werdien. Dire Zugifrzat beträgt hier nur etwa 1/ro Sekunde.

Aus den genannten Gründen wird d,er zentrale Speidler des MGK aus Magnet-

bändern oder - später - Platten- bzw. Magnetkartenspeidrern bestehen. }ie
Lodrkarte wird lediglich benutzt, um den Inhalt der Katasterbücher zunächst einmal

automationsgefecht zu erfasset (abzulodren) und ihn dann in logisdr richtiger
Reihenfolge auf den Magnetspeidrer mechanisdr zu übertragen. Damit hat sie ihre
Funktion erfüllt, bei der Erstaufstel,lung des MGK wie bei dessen Fortführung. Für

die Benutzer der Katasterbüdrer werden die gespeidrerten Daten masdr'inell aus-

gedrud<t. Damit entfällt eine Kartei aus Lodrkarten, wie sie zunädmt ja ftiir
das flurbudr und die Namenskartei vorgesehen war. Vielmehr können nun

die Vordrud<e, in welche die Tabelliermasdrine abdruckt, frei so gestaltet werden,

daß ein optimales, übersidrtliches und für jedermann leidrt lesbares Kataster-

buchwerk ;ntsteht. \Waren z. B. im Lodrkartenkataster nodr die erwähnten zahl-

reidren Abkürzungen enthalten, die der Benutzer mit Hilfe eines Budrstaben- oder

Zahlensdilüssels erst in ihm verständliches Deutsdr zurückübersetzen mußte, so

nimmt ihm jetzt die Datenverarbeitungsanlage di,ese Arbeit ab: sie ,,liest" z. B' aus

dem Magnetband die Ziffernfolge 220 und druckt an der entsprechenden Stelle

d:es Bestindsb,lattes die §7orte ,,Ad<er-Grünland" aus; Analoges gesdrieht bei den

Namen der Gemeinden und Gemarkungen. Nodr ein weiterer wichtiger Vorteil läßt
sich mit dem neuen Verfahren erreidren: Man kann (und wird) das Bestandsblatt

so gestalten, daß es außer den im herkömmlidren Bestandsblatt vorhandenen An-
gaben audr die zusätzlichen Angaben des Flurb,udres enthält, also Bodensdrätzungs-

merkmale, Rahmenflurkarte, ferner Zugehörigkeit zu einem §Tasser- und Boden-
verband, Ausfertigungsda,tum, Jahr cler Entstehung des Flurstüd<s. Mit anderen
§(orten: der gesamte Inhalt der Katasterbüdrer ist auf den Bestandsblättern ent-
halten und steht damit z. B. den Finanzämtern voll zur Verfügung; der Flursttid<s-

kartei und dem alphabetischen Nam,ensverzeidrnis komnr,en damit nur nodt die
Rollen von Sud-rkarteien zu; die Angaben in diesen Karteien können mithin ent-
spredrend kurz gehalten werden. Audr jeder and,ere Benutzer d,es Liegensdrafts-
katasters,.sei es derjenige, der Absdrriften ganzer Gemeinden bekomrnt, sei es der
Besteller eines einzelnen Auszuges, erhält damit den vollständigen Inhalt des Budr-
katasters und ist mithin sozusagen,,optimal b.edient". Dese Auszüge sind voll-
mechanisch hergestellte Zweitsd-rriften. \Wenn also durch entspred-rende Organisa-
tion dafür gesorgt wird, daß atrle Fortführungsfälle kurzfristig üb.ernommen werden
undl sich die Katasterbüdrer somit stets auf dem neuesten §tand beftnden, wird
man prüfen müssen, ob es nodr nötig ist, die Auszüge 7u beglaubigen, da Ab-
sdrreibf ehler ohnehin aus gesdrlossen si nd. Entsprechende Uberlegun gen stellt z. Z.
audr die Justizverwaltung bezüglich der Grundbucl'rauszüge an. Allerdings würde
eine Abkehr von der grundsätdidren Beglaubigung eine Anderung des § 12, Ab,s. 2
des Vermessungs- und Katastergesetzes erforderlich madlen, etwa dergestalt, daß
Auszüge auf Antrag beglaubigt werden. Soldrer Beglaubigung bedarf es z. B. im
Hinblick auf 5 5, Abs. 4 der Grundbudrverfügung bei Teilabsdrreibungen nadr
Gnrndstüd<szerlegun gen.

Und nodr zwei weitere Fragen werden zu entsdreiden sein.

l. Ist ein veränderungsnadrweis nodr erforderlich, wenn man dem Grundbudramt
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und den Eigentümern bzw. Erwerbern statt dessen Zweitschriften der Bestands-
blättg: nach dem neuesten Stand zur Verfügung stellen kann? Sdlleswig-Holstein
hat init Einführung seinerFortführungsanweisung I vom 5. 12. 1966 bereits den
Veränderungsnad-rweis abgeschafft, die Katasterämter übersenden an seiner Stelle
den Grundbuchämtern Kopien der fortgeführten oder Durdrsdrriften neuer bzw.
erneuerter Bestandsblätter, bei geringfügigen Veränderungen, z. B. denen der
Lagebezeichnung, Veränderungsmitteilungen. §7ir erwägen, in Niedersad.rsen
mit Einführung d,es Fortführungsedasses I den gleidren Veg zu beschreiten; mit
dem Justizmrnisterium wurde bereits Eühlung aufgenommen. Voraussetzung für
dies verfahren ist natürlich ebenfalls, daß die Katasterbüdrer in jedem Falle so-
fort fortgeführt werden, also nidrt erst nadr der Auflassung von Trennstücken
und Eingang der VL. De sofortige Fortführung wird audr aus anderen Gründen
beim MGK vorzuschreiben sein.

2. Kann die dem Grundbudramt übersandte Zweits&rift des Bestandsblattes direkt
als Bestandsverzeicjhnis des Grundbuchs dienen? Nadrdem das Lose-Btratt-system
audr für Grundbüdrer zugelassen worden ist, ist für eine soldre Vereinfacl-rung,
die hauptsädrlidr den Grundbudrämtern zugute käme, die äußerliche Voraus-
setzung gesdraffen worden. Im Justizministerium hat man sich entspredrenden,
gelegentlidr von unserer seite vo,rgetragenen Gedanken gegenüber sehr aufge-
sdrlossen gezeigt.

Sie sehen, daß unsere Vorstel,lungen üb,er das künftige MGK sdron recht kon-
krete Formen angenommen haben, so daß nun die zeit f'jr einen Großversudr ge-
kommen ist. Die Programme für die Aufstellung des MGK sind fertig, diejenigen
für die Fortführung soll,en bis zum Frühjahr 1968 vorliegen. Darnit sind die Vor-
aussetzungen gesdraffen, die Büdrer eines ganzen Katasteramtsbezirks auf das
MGK umzustellen. Dies wird der Kreis \wittmund sein. si'nd dort die Bücher d,es
MGK aufgestellt, so wird zu erproben sein, ob und in welcl-rer sfleise bei der Fort-
ftihrung die Ergebnisse der Automation des geodätisdr-tedrnisdren Teiles, also die
Angaben über diä neugebildeten Flurstüd<e, automatisch mit in das Buchkataster
einfließen können. Automation bei Beredrnung und Kartierung, Automation bei
Fortführung der Katasterbüdrer und Automation bei der Verknüpfung beider
Arbeitsgänge, für diese Ideallösung von morgen hat man den Begriff ,,lntegriertes
Kataster" geprägt. Es wird in votrlkommener Form dann verwirklidrt werden kön-
nenr wenn zu allem Genannten nodr die Datenfernverarbeitung hinzukommt, d. h.
wenn das Katasteramt üb,er entspredrende Leitungen direkt mit der Zentrale ver-
bund-en ist. Großrechenanlagen sind so ausgerüstet, daß mehrere Katasterämter
gleidrzeitig mit ihnen arbeiten können. Man gibt über eine Art Fernschreiber Mes-
sungsdaten ein und erhält das in der Zentrale gerechnete Ergebnis auf d'em glei&en
\)7ege zurück; man gibt Flurstücftsbezeicfinungen, vielleidrt audr Namen der Eigen-
tümer ein und erhält das Bestandsblatt ferngeschrieben als Auszug für den Antrag-
steller zurüd<. Ic:h kann verstehen, wenn soldre Gedanken bei dem einen oder an-
deren ein Gefühl der Ungläubigkeit, des Staunens oder des Schauders hervorrufen,
aber der §/eg geht in diese RidTtung, daran habe idr kaum Zweifel.

Nattirlich kann man einwenden, daß wir doch noch gar nidrt sicher gen,ug wissen,
ob das MGK, so wie wir es uns heute denken, die beste Lösung von morgen dar-
stellt. \Vir hatten gesehen, daß das Locikartenkatasterf an das wir vor weniger als
l0 Jahren dachten, sdron als überholt gelten kann. Es ist also der Sdrluß zulässig,
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audr das MGK heutiger Konzeption werde bald wieder von etwas Vollkommene-
rem abgelöst werden. Das ist zwar durduus möglidr, aber dennodr ist soldr eine

Vermutung kein Gnmd dafür, mit der Umstel,lung der Katasterbüdrer auf Daten-
träger nodr läng,er zu warten. Mühevoll ist in jedem Falle das erstmalige Abtodren
deJ Budrlnhalts, es wird viel Zeit und Arbeitskraft in Ansprudr nehmen. Haben

wir jedoch den Bridrinhalt erst einmal auf irgendeinem Datenträger stehen, so ist

ein späterer übergang auf einen anderer kein Problem mehr. Die Umsetzung ge-

sdrieht maschinell und damit fehlerfrei und sdrnell. Anders ausgedrüd<t, der §7e9,

derr wir besdrreiten wolleni läßt eine weitere Entwicklung jederzeit offen. Er läßt
auch ofien, ilen Katasterinhalt später noch zu ergänzen oder mit anderen Register-

nachweisen, etwa dem Grundbudr, masdrinell zu kombinieren.

Vor kurzem wurde übrigens die Frage aufgeworfen, ob der jetzige Inhalt des

Buchkatasters denn wirklid-r nodr erforderlidr sei. Ob man auf die §fliedergabe der
Bod,ensdrätzungs€rgebnisse und der Lagebezeichrurng in den Büdrern nidrt verzidr-
ten könne, da beides doch aus dem Flurkartenwerk ersidrtlich ist. Meines Erad-rtens

gehen solcfi,e [lbedegungen in eine falsche Ridrtung. Idr envähnte bereits die viel-
faltigen Selektionsmöglidrkeiten, die ein MCK erstmalig bietet, ferner die Möglidl-
keit; den gesamten Budrinhalt auf einem Bestandsblatt auszudrucken und so jeden

Benutzer des .Katasters optimal zu'informieren. Diese. Vorteile sind so erheblidr,
daß man sie nidrt durdr falsdr verstandene Einsparungsmaßnahmen sdrmälern sollte.
Eröffnet sich dami,t dodr eine weit intensivere Nutzung des Liegensdraftskatasters,
als wir sie heute kennen. Man darf ohne lllbertreibung sagen: §tras man morgen
mit dem Kataster alles anfangen kann und wird, wissen wir selbst nodr gar nidrt,
aber wir wollen uns auf jeden Fall alle Möglichkeiten ofienhalten, dann sind wir
auf dem richtigen §7ege.

Niedersadrsen wird das MGK unter Benutzung einer zentralen C'roßredren-
anlage einführen. Sie werden aus der Literatur wissen, daß audr ein anderer \(eg;
moglich ist. Dieser §7eg ist z. B. in Hessen besdrritten worden. Kriegel und Oppel
haben in den AVN 1965, S. 58 über die mechanisierte Kafasterführung im Ka;taster-
amt Frankfurt/Main beridr"tet; inzwisdren ist eine entspredrende Anlage audr beim
Katasteramt §fliesbaden eingeridrtet worden. Hessen verfolgt also den \lreg, b,ei
den Katasterämte"rn kleinere Datenverarbeitungsanlagen aufzustellen, weldre nur
für das betr. Katasteramt arbeiten. Speidrermedium ist bei diesen Anlagen die Lodr-
karte, die Masclrinen arbeiten also erheblich langsamer als soldre mit elektronisdren
Speidrern, jedodr wird das Tempo von der Hessisdren VuKV als für den Betrieb
in einem Katasteramt durdraus ausreid,,end eradrtet. Da der Inhalt der Lodrkarte
begrenzt ,ist, enthält die ausgedrud<te Liegensclaftskartei Abkürzungen fti,r Grund-
buchbezirk, Nutzungsarten und Bodenschätzungsangaben ähnlidr denea, die für das
Lochkartenkataster in Ni,edersadrsen zunädrst vorgesehen waren. Außerdem ist
diese Kartei in Eigentümerbträtter und Bestandsblätter aufgespa,lten; dle Zugehörig-
keit entspredr,ender Blätter zueinander wird durdr §Tiederholung von Grundbudr-
bezirks- und Liegensdrafts udrnr.rmmer gekennzeid-rnet. Demgegenüber dürfte das
in Niedersadrsen vorgesehene Bestandsblatt, das alle Katasterangaben enthält, ele-
ganter und gesdilossener wirken. Audr ist der §(leg zum Fernziel ,,lntegriertes Ka-
taster" frag,los bei einer croßrechenanlage leidrter gegeben, als bei zahlreidren de-
zentralen Kleinanlagen. Und sdrließliÖ muß das Katasteramt audt zur wirtsdraft-
lidren Ausnutzung einer Kleinanlage einen gewissen Gesdräftsumfang haben. Hes-
sen hat zunädr,st die beiden Ämter mit dem größten Gesdräfts'umfang so ausgestat-
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tet. §fil man kleinere Amter in den Genuß masdrineller Katasterführung bringen,
so wird man vermudid-r mit Vorortämtern arbeiten müssen, auf denen eine ieweltrs
für mehrere Amter zuständige Anlage steht. Dam,it aber geht ein wesentlicher vor-
teil der Dezentralisation - alle Arbeiten im eigenen Amt, unabhängigkeit von
anderen Stellen - wieder verloren. Ein Ausweg bestünde darin, im Zuge von ver-
waltungs- und Gebietsreforme! kleinere Amter soweit zusammenzu,legä, daß nur
nodr Amter mit einem für Lochkartenanlagen ausreichenden Gesd'räftsüm,fang übrig
bleiben. ob dies gelingt, muß die Zukunft zeigen. Audr darüber, weldres §yrt"ri
letzten Endes wirtsdraftlidrer arbeiten wird, die ientrale Großanlage oder zahlreidre

{eze1t1a]e Kleinanlagen, kann man heute kaum mehr als vermütungen anstellea.
Die Erfahrung d:er nädrsten Jahre wird es uns.lehren. Für sid.rer laG ia bis jetzt
1y., {4 uns jede Art desrVlGK gegenüber der bisher üblicJren, weitgehend manu-
ellen Katasterführung große Vorteile bringen wird und wir deshalb riutig auf dem
begonnenen §(rege fortsdrreiten wollen und solfen. -

Der Eigentumserwerb an Grundstücken

von vermes'sun,gsoberrat a. D. K ö I I i n g, Hildesheim

t. Nadr den Redrtsvors&riften des BGB

l. I Redrtsgesdräft §s 31 3, 873,925,925 a

1.2 Buchersitzung s 900

1.3 Aussdrlußurteil S gZZ

1.4 Aneignung bei Verzidrt § 928

1.5 Erbgang §§ 2365,2366

1.6 Sdrenkung § 516 und Vermächtnis § 2147

1.7 Farnilienredrt §§ 1363 u. a.

2. Nadr anderem Re&t

2.1 Zwangsversteigettrng

2.2 Enteignung

2.3 Flurbereinigungen, Siedlungen und Rente-ngüter

2.4 Baulandumlegungen und Grenzregelung nadr dem Bundesbatrgesetz ss 45-84
2.5 Erwerb von Marksteinsd'rutzflädren

2.6 Gewässer

2.7 Fernstraßen, Landesstraßen

3. Nidrtbudrung nadr § a (2) a der Crundbudrordnung
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1.1 Der Erwerb von Grundstücken durch Rechtsgeschäf t

Grundstü ck im liegensdraftsrechtlidren Si,nne ist die im Bestandsverzeidrnis

des Grundbuchs unter einer besonderen Nummer eingetragene Grundfläche. Ein

Grundstück kann sidr aus mehreren Flurstüd<en zusammensetzen. Hierbei ist es

nidrt erforderlidr, daß die Flurstüd<e örtlich md wirtschaftlidr eine Einheit bilden.
Rechtsgeschäf te bei Gruqdstüd(en sind stets Verträge, durdr die Rechte

begründet, geändert oder aufgehoben werden.

Für die Ubertragung des Eigentums an einem Grundstüd< durdr Redrtsgesd,äft

ist nadr s S73 BGB Einigung u n d Eintragung im Grundbudr erforderlich. Für die

Einigung (Auflassung) sind besondere Formen zu b,eachterr.

Na& § 925 a BGB soll die Erklärung einer Auflassung nur entgegengelommen
werden, wenn ein geridrtlidrer oder notarieller Vertrag (§ 313 BGB) vorliegt otler
gleichzeitig ericltet wind. Ist der Vertrag nidrt Ofientlidr beurkundet, so wird er

gültig nadr Auflassung u n d Eintragung im Grundbuch.

Die Einigung, aud-r Auflassung genannt, mluß stets der Eintragung vorangehen,

sie muß bei gleidrzeitiger Anw,esenheit beider Teile (Veräußerer und Erwerber) vor
d,em Grundbuchamt o d e r einem Notar erklärt werden. Vor der Eintragung des

Erwerbers in das Grundbudr ist dem Grundbuchamt nadrzuweisen, daß die Crrund-

erwerbssteuer gezahlt worden ist oder nid,t erhoben wird. Das zuständiige Finanz-
arnt erteilt hierüber dlie ,,Unbede4klidrkeitsbesdreinigung". Ferner müssen vor
allem f ol gende behördli dre Genehmi gungen vorliegen'

a) die Bodenverkehrsgenehmigung nadr § t9 des Bmdesbaugesetzes vom 23. 6. 1960
(BGBI. I S. 341) - BBaUG -oder

b) die Veräußerungsgenehmigung nadr § 2 des Grundstücksverkehrsgesetzes vom
28.7.1e61(BGBI. I S. loel).

Zu a) DieTeilung eines Grundstückes bedarf der Genehmigung,

l im Geltungsbereidr eines Bebauungsplanes nadr § 30 BBauG und

2. im C,ebiet der im Zusammenhang bebauten Ortste,ile, für die ein Bebauungsplan
nidrt vorliegt

3. Außerhalb d,es Geltungsbereidres eines Bebauungsplanes nadr § 30 BBauG und
außerhalb der irn Zusammenhang bebauten Ortstei,tre, bed'arf es der Genehmi-
gung, wenn

a) ein Grundrstüd< aufgelassen werden soll, das für die Bebauung, die kleingärt-
nerisdre Dauernutzung oder ftir die Belastung mit einem Erbbaurecht vorge-
sehen ist,

b) ein bebautes Grundstück oder ein Grundstück, für das die Baugenehmigung
erteilt ist, geteilt werden oder zum Zwed< der ktreingärtnerisdren Dauernut-
zrrng geteilt werder soll.

De Genehm,igung wird durdr die Baugenehmigungsbehörde (meist der Kreis)
erteilt. Für Genehmigung zu 3 ist immer die Zustimm,ung der höheren Verwaltungs-
behörde (Regierung) erforderlich.

Nadr § 23 BBauG darf das Grundblldramt Eintragungen in das Grundbudr erst
vornehmen, wenn die Genehmigung nadr § 19 BBauG vorliegt.
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Zu b) Die Vorsd-riften des Grundsti.id<sverkekrsgesetzes gelten für land- und
forstwirtsdraftlidre Grundstüdce sowie für Moor- und Udland, das in landwirt-
sduftli&,e Kulrur gebradrt werden kann.

Nach § 2 des Gesetzes bedürfen die rechtsgeschäftlidre Veräußerung eines Grund-
stüd<s und der schu,ldredrtlidre Vertrag darüber der Genehmigung. Die Genehnrri-
gung wird durdr die Genehmigungsbehörde (Kreis) ausgesprodren.

Im räumlidren Geltungsbereidr eines Bebauungsplanes nadr s 30 BBauG sind die
Vorsdrriften über den Verkehr mit land- und forstwirtsdnftlidren Grundstüd<en

l
nidrt anzuwenden.

Beim Erwerb eines Grundstüd<es durdt Reütsgesdräft kann der ,, ö f f e n t -
liche Glaube des Grundbuc,hes" von großer. Bedeutung werden.
Hierzu sagt § 892 BGB folgendes: ,,Zugunsten desjenigen, weldrer ein Redrt an
einem Grundstüd< (2. B. das Eigeotumsrecht) oder ein Redr,t an einem soldren Redrt
durd-r Rechtsgeschäf t erwirbt, gilt der Inhalt des Grundbudres als ridrtig,
es sei denn, daß ein \Tidersprudr gegen die Ridrtigkeit eingetragen oder die Un-
richtigkeit dem Erwerber bekannt ist."

Diesen ,,öfientlidren Glaubern des Grundbudres" hat d.as Reidrsgeridrt ln seinem
Urteil vom 12. 2. 19lO (Justiz. Min. Nr. 37) eingehend behandelt. Das Urteil, dem
nodr weitere ähnlid,e Urteil,e gefolgt sind, hat s. Z. zunädrst großes Aufsehen -namentlidr in den Kreisen der Vermeszungsfadrleute - hervorgerufen und zu zahl-
reidren Erörterungen in den Fadrzeitsöiften geführt. es gib dem Preußisdren
Finanzminister Anlaß, für d:ie Vermess.ungen der Katasterämter versdrärfte Vor-
sd-rriften, die,,Ergänzungsbesti,mmun gen vom J ahrc 19 I 3 ". herauszugeben.

In der Einleitung sagt das Urteil wörtlidr: ,,Die aus den Steuerbüdrern in das
Grundbudr übernommenen Eintragungen werden insoweit durdr den öffentlichen
Glauben des Grundbudres geded<t, als sie die den Gegenstand der eingetragenen
Redrte bildenden Grundflädre feststellen."

Die Eintragungen, die die Grundflädre - also einen b,estimmten Teil der Erd-
oberflädre - feststellen, sind der Gemarkungsname, die Flurnummer und die
Flurstüd<snummern. Diese Bestandsangaben nehmen am öffentlidren Glauben des
Grundbudres teil. Im Gegensatz dazu stehen die Eigensdraftsangaben, also die An-
gaben über die tatsädrlidren Verhältnisse wie Flädreninha,lt, Ertragsrneßzahlen, Nut-
zungsartf Lagebezeid-rnung, diä n i c h t am öffentlidren Glauben des Grundb,udres
teilnehmen. Falls die Grenzen eines Grundstüd<es im Kataster unridrtig nadrgewie-
sen sind, läuft der Eigentümer dieses Grundstüd<es u. U. also Gefahr, Grundstüd<s-
teile zu verli,e'ren, wenn bei seinem Nadrbargrundstüd< ein gutgläubiger Erwerb
nadr § 892 BGB stattgefunden hat oder stattffndet.

Nadr den Urteilen des Reidrsgeridrtes hat das BGB bewußt diese bedenklidre
Redrtsunsidrerheit in Kauf genommenf weil es der Sdrutzbedtirftigkelt des gutgläu-
bigen Erwerbers und dem Sdr,utze des Realkredits die höhere Stellung einräumen
will. Der öffentlidre Glaube des Grundbud-res wirkt stets nur zu Gunsten des gut-
gläubigen Erwerbers, nidrt aber zu seinen Ungunsten. Voraussetzung ist immer, daß
das Grundbudr unridrtig ist. Det öffentlidre Glaube des Grundbudres kommt nidrt
nur beim Erwerb durü Rechtsgeschäft, sondern aud, bei Erwerb durdr
Zwangsversteigerung (2.1) in Frage. Denn hier wird im Zusdrlagshesdrtruß und in
den vorherigen öffentlidren Bekanntmadlungen des Gerid-rtes das. Grundstück
ebenf alls dtrrch di e Bestandsan gaben aus gewi esen.
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1.2 Buchersitzung nach § 900 BGB
Nadrdern seit 1926 das Grundbudr überall als angelegt gilt, ist die Budrersitzung

nach § 900 BGB die einzige nod, mög,lidre Ersitzung des Eigentums an einem Grund-
stück. Der Absatz I sagt folgendes:

\Wer als Eigentümer eines Grundstüd<es im Grundbudr eingetragen ist, ohne daß
er das Eigentum erlangt hat (2. B. bei fehlender Auflass,ung nadr § 925 BGB), er-
wirbt das Eigentum, wenn die Eintragrmg 30 Jahre für ihn bestanden hat und er
während d,ieser Zeit das Grundstüd< in Eigenbesitz gehabt hat. Der Lauf der Frist
ist gehemmt, solange ein §Tidersprudr gegen die Ridrtigkeit der Eintragung im
Grundbudr eingetrageo ist.

1.3 Erwerb durch Ausschlußurteil (s 927 BGB)
Besitzt jemand seit dreißig Jahren ein Grundstüd<, für das er nidrt im Grundbudr

eingetragen ist, so kann der Eigentümer im \7ege eines Aufgebotsverfahrens'von
seinem Redrt ausgesdrlossen werden. Ist der Eigentümer im Grundbudr eingetragen,
so ist das Aufgebotsverfahren nur zu,lässig, wenn er gestorben oder vers&ollea ist
u n d eine Eintragung in das G.rundbudr, die der Zustimmung des Eigenttimers be-
durfte, seit dreißig Jahren nicfit erfolg ist. D,er Besitzer wird nadr erwirktem Aus-
sdilußurteil Eigentümer, indem er sich in das Grundbudr eintragen läßt. Ist vor dem
Aussdrlußurteil ein Dritter als Eigentämer oder wegen des Eigentums eines Dritten
ein §Tidersprudr gegen die Ridmigkeit des Grundbudr,es eingeffagen worden, so
wirkt das Urteil nidrt gegen den Dritten. Das heißt also, §7ird ein Dritter nadr der
Einleitung des Aufgebotsverfahrens im Grundbudr als Eigentümer eingetragen, so
streitet für ihn die Rechtsvermutung des § 891 BGB. Ein §üidersprudr hindert nidrt
die Eintragung aufgrund des Aussdrlußurteils. Jedodr kann der §Tiderspruchsberedr-
tigte die Beridrtigung auf seinen Namen betiäiben, wenn er sein Recht nadlweist.

Am Grundsatz ,,\X/u im Grundbuch.nidrt eingetragen ist, kann kein Redrt er-
sitzen1 rüttelt d:er § 927 BGB nid-rt. Er gibt dem Eigenbesitzer aber die Möglidrkeit,
den als Eigentümer eingetragenen mit seinem Recht auszusd,ließen und sid, d"nn
{a-s Glundstüd< anzueignen. Praktis& bei unterbliebener Auflassung, wenn die
Erben des Veräußerers unbekannt sind.

1.4 Erwerb durch Aneignung bei Verzicht (§ 92g BGB)
G_bt ein Eigentümer beim Grundbuchamt die Erklärung über den verzidt für

ein Grundstück ab und *i.d dies im Gru,ndbudr eingetragei, so i,st dämit das Eigen-
tumsredlt aufgegeben. Das Grundstüd< einsdrließlidr se-iner wesentlidlen Bestand-
teile ist dann herrenlos. Das Redrt der Aneignung des aufgegebenen Grundstücjkes
steht dem Staat (Land) zu.

Das Grundbudramt muß_ daher den Aneignungsbered-rtigten (Regierungspräsi-
d,ent) von der Eintragung des Verzichts in Kenntnis setzen. Das La-nd (vertreten
durdr dennegierungspräsidenten) erwirbt das Eigentum an dem Grundstü&, indem
es sich als Eigeatümer eintragen läßt. Das Land känn sein Aneignungsredrt abrreten.

Ein Verzidrt auf das Erbbauredrt ist nidrt möglidr.

1.5 Erbgang

frladr s lg22BG-B geht mit dem Tode einer person dere, Vermögen als Ganzes
auf eine andere oder mehrere Personen (Erben) über. Erbe k"n, ,u, werden, wer
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z.Z. des Erbfalls lebt. §7er z.Z. des, Erbfalls nodr nidrtlebt, aber bereits erzeugt
wa,r, giüt als vor dem Erbfalle geboren. Die gesetzltdren Erben der 1. Ordnmg sind
die Abkömmlinge des Erblassers (§ 1923 BGB).

Der Erbe kann die Erbschaft annehmen oder aussdrlagen, sobald der Erbfall ein-
getreten ist. Nimmt er die Erbsdraft an, so gehen alle Redrte trnd Pflidrten auf ihn
über.

Der Erblasse'r kann einen Erben in einem persönlidr erridrteten Testament be-
nenner. Ist kein Testament vorhanden, kann das Nadrlafuericht mit der Verwal-
tung der Erbmasse einen Nadrlaßverwalter betrauen. Erstred<t sich dire Erbfolge auf
Grundstüdce, so hat der Erbe für die Eintragung im Grundbudr einen Erbsdrein
beizubringen.

Das Nadrlaßgeridlt hat den Erben auf Antrag ein Zeugnis über iihr Erbredrt zu
erteirl,ea (Erbsdrein). Nadr § 2365 BGB wird vermutet, daß demjenigen, weldr,er in
dem Erbsd-rein als Erbe bezeidrnet ist, das in dem Erbsdrein angegebene Erbredt
zusteht. Der Erbedrein genießt den öffentlidren Glauben (§ 2366 BGB).

Beim Erbfal,l vollzieht sidr der Eigentumserwerb an Grundstücften nidrt durdr
Eintragung im Grundbudr sondern mit de,r Ausstel,lung des Erbsdreines durdr das

Nadrlaßgeridrt. Der Inhalt des Grund,budres bleibt unridrig. Nur auf Antrag, dem
der Erbedrein beigeftigt werden muß, wird das Gnrndbudramrt tätig und beridrtigt
das Grundbudr.

1.6 Schenkung und Vermächtnis
Eine Sdrenkung (§ 516 BGB) ist eine Zuwendung, durdr die jemand aus seinem

Vermögen einen anderen bereidrert, wenn beide Teile d,arüber einig sind, daß die
Zuwendung unenqeltlid'r erfolgt.

Der Vertrag über die Sdrenku,ng eines Grundstücles ist nur giiltig, wefln er ge-
ri&tlidr oder notariell beurkundet ist (§§ 51 8 und 31 3 BGB).

Der Eigentumswedrsel wird durdr die Einigung (Auflassung) der Beteiligten über
den Eintritt de,r Redrtsänderung und die Eintragung der Redrtsänderung in dbs

Grundbuch vollzogen.

Mit einem Vermädrtnis kann der Erbe oder ein Vermädrtnisnehmer besdrwert
werden (§ 2147 BGB). Der Vermädrtniserwerb begründet keine Gesamtredrtsnach-

fo,lge, wie es bei der gesetzlidren Erbfolge der Fall ist, sondern nur persönlidle
Redrte.

Der Vermädrtni,snrehmer erwirbt daher das Eigentum an einem Nadrlaßgrund-
stüd< nur durdr Auflassung seitens der Erben und Eintragung in das Crundbudr'

1.7 Familienrecht'
Nadr § 1363 BGB leben Ehegatten im Güterstand der Zugewinngemeinsdraft,

wenn sie nidlt durdl Ehevertrag etwas and,eres bestimrnen. Das Vermögen des Man-
nes und das Vermögen der Frau werden nidrt gemeinsdraftlidres Vermögen der

Ehegatten. Durdr einen Ehevertrag (§ 1408 BGB) können die Ehegatten jedodr

Gütergemeinsdraft vereinbaren. Der Ehevertrag m u ß bei gleidrzeiti,ger Anwesen-
heit beider Teile vor Geridrt oder vor einem Notar geschlossea werden (§ t+tO
BGB). \7egen der §Tirkung gegenitber Dritten (§ 1412 BGB) ist es angebrad-rt, den

Ehevertrag in das Güterredrtsregister des zuständigen Amtsgeridrts eintragen zu

lassen.
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Das Vermögen des Mannes und das Vermögen der Frau werden durdr die,rGüter-
gemeinsdraft gemeinsdraftlidres Vermögen (Gesamtgut) beider Ehegatten. Zu dem
Vermögen gehören audr die Grundstüdce. Der Eigentumsübergang am Grundstüd<
vol,lzie,ht sidr also auflerhalb des Grundbudres. Jeder Ehegatte kann von dem an-

deren verlangen, daß er zur Berichtigung des Grundbudres beiträgt (§ 1416 BGB).
Ftir die Verhandlungen der Vermessungsstelle ist zu erwähnen: Die Ehegatten
sollen in dem Ehevertrag bestimmen, ob das Gesamtgut von dem Mann oder.der
Frau od,er von ihnen gemeinsdraftlidr venvaltet wird. Enthilt der Ehevertrag keine
Bestimnrung hierüber, so venvalten die Ehegatten das Gesamtgut gemeinsdnftlidr.
Hiernach kann riur von Fall zu Fall beurteilt werden, wer die Abmarkungmieder-
sdrrift untersdreiben kann. Diese Untersdrrift gehört zur Venva,ltung und nidrt
zur Verfügung. Verfügen kann der als Verwalte,r eingesetzte Ehegatte über das

Gesamtgut nur mit Zustimmung des anderen Ehegatten (§ 1423 BGB).

2.1 Zw an gs v e rs t e i g e r u n g

Für die Zwangsvoltrstred<ung in das unbeweglidre Vermögen läßt das geltende
Recht drei versdriedene Vollstreckungsakte zu,

a) die Eintragung einer Zwangshypothek,

b) die Zwangsversteigerrung des Grundstüd<s,

c) die Zwangwerwaltung des Grundsttid<s.

Die Zwangsversteigerung nadr dem Gesetz vom 21.3. 1897 (RGBI.
Seite 713).

Für das Zwangsversteigenrngsverfahren gelten die Grundsätze des Zivilproze{l-
redrts. Vollstred<uflgsorgan ist das Versteigerungsgericht, d. h. das Amtsgeridrt, in
dessen Bezirk das Grundstüd< liegt. Voraussetzung für die Anordnung und Durdr-
führung des Zwangsversteigenrngsverfahrens ist ein formloser Antrag des betrei-
benden Gläubigers, der auf Grund eines Titels die Zwangsversteigerung g%'en däs
Grundstüd< begehrt. Im Versteigenrngstermin selbst dient insbesondere die Auf-
stellung des geringsten Gebotes der §Tahrung der Interessen der Beteiligten. Es gilt
der Derkungsgrundsatz. Der betreibende Cläubiger kann aus seiner dinglidren
Redrtstell,rmg heraus nidrt Gläubiger und Beteiligte mit beserem Rang durdl die
Durchführung des von ihm beantragten Verfahrens beeinträdrtigen. Daher sind alle
im Range dem betreibenden Gläub'iger'vorgehenden beteiligten Gläubiger mit ihren
Red*en in das geringste Gebot aufzunehmen. Nad'r redrtskräftirger Erteilung des
Zusd-rlages ist die Verteilung des Versteigerungserlöses durd'r das Versteigenrngs-
geridt an Hand eines aufzustellenden Teirlungsplanes nadr. der gesetdidren Rang-
fotrge vorzunehmen. In diesem Teilungstermin muß der Ersteher das Bargebot bi'
zahlen.

\üfenn das Geridrt die Zwangsversteigerung od,er Zwangsverwaltung anordnet,
so hat es rygleich das Grundbudramt um die Eintragung dieser Anordnrmg in das
Grundbudr, 2. Abteilung, zu ersudren. Das vollstreckungsgeridrt bestimmt den ve,r-
steigerungstemin und m,acht ihn bekannt. Die Bekanntmadrung muß vor allem
erithaltear: Grundbudr- und Katasterbezeidrnungen des Grundsttid<es und das ge-
ringste cebot. Neuerdings enthält sie audr meist den vom Gutadrteraussdruß ir-
mittelten Verkehrswert (BBauC §§ 136 u.f.). Mit Rechtskraft des Zusdr{agsbesdrlnrs-
ses und verteiilung des versteigerungserlöses geht das Eigentum an dem Grund-
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stüd< auf den Ersteigerer über. Der Eigentumserwerb vollzieht sid, also ohne Ein-
tragung im Crundbudr. Das Grundbudr wird auf Ersuclren des Vollstred<ungsge-
ridrtes beridrtigt. Der öffentlidrc Glaube des Grundbu&* (S 892 BGB) hat bei der
Zwangsve,rsteigerung dieselben \Tirkungen wie beim Erwerb eines Grundstüd<es
durch Rechtsgeschäft (s. 1 .1 ).

2.2 Enteignung
Die Enteignung ist ein verwaltungsredrdidrer Akt auf gesetzlidrer Grundlage.

Nach A*ikel t+ Abs. 3 des Grundgesetzes ist eine Enteignung nur zum \7ohle
der Allgen:reinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz oder iuf Grund eines Geset-
zes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entsdrädi'grmg regelt. Die Entsdrädigung ist
unter geredlter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu
bestimmen. §flegen der Höhe der Entsdrädigung steht im Streitfalle der Redrtsweg
vor den ordentlichen Gericlten offen.

Als Gesetzesgrundlagen für die Enteignungsverfahren kennen wir u. a.:

l. das Gesetz über die Enteignung von Grundeige--ntum vom 11.6. 1874,

2. das Gesetz über ein vereinfachtes Enteignungsverfahren vom 29. 7.1922,

3. die Erste §(asserverbandverordnung vom 3. 9. 1937,

4. das Landbescl-raffungsgesetz vom 23.2. 1957 |

5. das Reidrssi'edlungsgesetz vom 23. 2. 1957,

6. das Bundesbaugesetz vom 23. 6.19601

7. das Bundesfernstraßengesetz vom 6.8. 1961 |

8. das Nieders. Straßengesetz vom 14.12.1962.

Nach dem Gesetz über die Landbesdraffung für die Aufgaben der Verteidigung
(Landbesdraffungsgesetz) soll hier ein Enteignungsverfahren näher besdrrieben
rverden t

Bei der Landbesdraffung für die Aufgaben der Ve'rteidigung ist zuerst das Land
zu hören, das wiederum die betreffende Gemeinde mit einsdraltet. Es ist zunädrst
die Frage zu klären, ob die Crundstücke nidrt aus dem Besitz der öffentliclen Hand
entnommen werden können. Im Falle der Enteignung stellt der zuständige Bundes-
minister oder die vo,n ifrm bestimmte Bundesbehörde den Anrag auf Eim eitung des

Verfahrens bei der zuständigen Enteignungsbehörde des Landes (Reg.-Präs.). Die
Enteignungsbehörde hat den Plan zu prüfen, den Beteiligen mitzuteilen und ihn
ö{Ientlidr in der betreffenden Gemeinde auszulegen. Sie hat audr dem Grundbudr-
amt die Einleitung des Verfahrens mitzuteilen. Das Grundbudramt hat umgekehrt
die Enteignungsbehörde von allen Eintragungen im Grundbudr, die nadr Einleitung
des Verfahrens an den betrofrenen Grundstücken vorgenomme-n werden, zu be-
nachrid-rtigen. Di,e Einrlei,tung des Enteignungsverfahrens wind in Abt. 2 des C,rund-
buches vermerkt. Das Gesetz enthält, ebenso wie das Bundesbau§esetz, eingehende
Vorsdriften über den Verfahrerrsgang, die vodäuftge Besitzeinweizung und die
Form des Beschlusses. Fti,r die Anfedrtung gilt die Verw:altungsgeridrtsordnung
(Verwaltungsgd&, Oberverwaltungsgericht, Bundesverwaltungsgeridrt).

Die übrigen Gesetze haben ähnlidr,e eingehende Bestimmungen oder verweisen
arrf die Enteignungsgesetze der L'änder. Für Niedersad'rsen wäre dies überwiegend
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das preußsdre Enteignungsgesetz vom ll. 6. 1874t das ftir die Enteignungsgesetze
der übrigen Länder ridr,tungweisend war. Gemeinsam ist allen Gesetzen: Grundlage
jeder Enteignung von Grund und Boden ist ein festgestellter Plan, der später genau
eingehalten werden muß. Der Eigerrtumsübergang vollzieht sidr außerhalb des

Grundbuchs mit Red*skraft des Enteignungsbeschlusses. Die Enteignungsbehörde
übersendet dem Grundbudramt eine bdaubigte Absdrift des Enleignungsbe-
sdilusses mit dem Ersudren, die R.edrtsänderung in das Grundbudr einzutrag,en.

Uber die Anfedrtung der Enteignungen nadr dem Bundesbaugesetz entsdreidet
das Landgeridrt - Baulandkammer.

2.3 Flurberei ni g un g sv erf ah re n

Nadr Eintritt der Rechtskraft des Flurbereinigungsplanes ordnet die Flurbereini-
gmgsbeh<irde seine Ausführung an (Ausführungsanordnung § 62 Flurbereinigungs-
gesetz vom 14.7. 19i53 BCBI. I Nr. 37). Der Flurbereinigungsplan steht redrtskräftig
fest, wenn Besdrwerden gegen ihn nidrt erhoben sind. oder wenn red'rtsliräftig tiber
sie entsdlieden ist. Zu dem in der Ausftihrungsanordnung zu bestimmenden Zert-
punkt tritt der im Flurbereinigu,ngsplan vorgesehene Redrtszustand an die Stelle des

bisherigen (§ 61 Flurb. Ges.). Die. Arisftihrungsanordnung und der Zei,tpunkt des
Eintritts des neuen Redrtszustandes sind öffentlidr bekannt zu madren.

Durch Ubedeitungsbestimmungeflf zu denen der Vorstand der Teilnehmerge-
meinschaft zu hören ist, regelt die Flurbereini,gungs ehörde die tatsädrlidre Qber-
leitung i,n den neuen Zustand, namentlidr den Ub,ergang des Besitzes und der Nut-
zung der neuen Grundstücke.

Berichtigung der öf f entlichen Bücher
Nadr Eintrit dies neuen Redrtszustandes sind die Ofientlichen Büdrcr auf Er-

suchen der Flurbe,reinigungsbehörde nach dem Flurbereini gungsplan zu beridrtigen 
.

(§ 79). Bis zur Beridrtigung des Liegensdraftskatasters di,ent der Flurbereinigungs-
plan als amtliches verzeichnis der Grundstüd<e (s 2 Abs. 2 der Grundbudrordnung).

Siedlungsverfahren nadr dem Reidrssiedlungsgesetz vom 11.8. 1919.

Der Eigentumsübergang vollzieht sidr nadr s 873 BGB durd.r Einigung und Eintra-
gung im Grundbudr. Zwisdren Sedler und Siedlungsträger (Siedlungsgesellsdraften)
werden die Kaufverträge gesdrlossen.

R e n t e n g u t,s v e r f a h r e n Rentengutsgeserz vom 27. 6. I 890.

Nur für den Bereidl der ehemaligen preußisdren Provinz l-trannover. Der Eigen-
tumsübergang wird vollzogen durdr Redrtskarft des Rezesses, in dem die Ergeb-
nisse_ des Rertengutverfahrens naclrgewiesen sirid. Der ReLeß bitrdet dle Grundlage
für die Beridmigung des Grundbudres sowie des Katasters.

2.4 Baulandumlegung und Grenzregelung (BBauG ss 45-g4)
Im vierten Teil des Bundesbaugesetzes vom 23. 6. lg1o sind beide Maßnahmen

ru nter der Ubersdrift ,, Bodenordnun g" eingehend behandelt.

Im Geltungsbereidr eines Bebauungsplans (§ 30) können Grundstücke durdr um-
legung neu geord,net werden, so daß Grundstüd<e entstehenr die sidr in baulidrer
oder sonstiger Hinsidrt zwed<mäßger nutzen lassea. Die Grundlage ist also der
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Bebauungsplani man kann somit audr sagen: Die Umlegung soll den Bebauungsplan

verwirHidren.
Die Grundstücke können unbebaut oder bebaut sein. Entspredrend untersdreidet

man zwisdren Ersdrließungsumlegung trnd Neugestaltungsumlegung.

Das Umlegungsverfahren kann eingeleitet werden, audr wenn ein Bebauungsplan

nodr nidt verbindlidr ist; er muß es aber sein, wann die Umlegungskarte (§ 69)
ausgelegt wird.

Das Land Niedersadrsen hat von der Ermädrtigung des § 46, Abs' 2 BBauG Ge-

braudr gemadrt und die Verordnung über die Urnlegungsaussdlüsse vom
14. 12. 1961 (Nds. GVBI. S. 376) herausgegeb,en. Gemeinden, die eine Umlegung
durdrführen wollen, müssen hiernadr besondere Aussdrüsse bilden. Diese UmIe-
gungsaussdrüsse, die jeweils aus 7 .Personen bestehen, sind die Umlegungsstellen'
Ihnen gehören an:

1. ein Volljurist als Vorsitzender

2. ein zum höheren vermessun gstechnisdren Verwal tun gsd.i enst Befähigter

3. ein zum höheren bauted-rnischen Verwaltungsdienst Befähigter

4. ein Sachverständi ger f ür Grundstücksbewertung

5. drei Angehörige des Rates der Gemeinde.

l. und 4. dürfen nicht dem Rat.oder der Verwaltung der Gemeinde angehören.

Dieser Aussdruß - Umlegungsstelle - verfügt gewöhn,lidr über eine besondere
Gesdräftsstelle, die von der Verwaltung der Gemeinde eingeridrtet wird. Für die
Durciführung der Umlegung gibt das Bundesbaugesetz eingehende Vorsdriften, an
die der Umlegungsaussdruß bei seinen Beschlüssen streng gebunden ist. Die Be-

sdrlüsse der Umlegungsstellen können angefochten werden; über die Anfedrtungen
entscheidet das Landgeridt, Kammer für Baulandsadren (§ 157).

Die Umlegungsstelle,edäßt den Umlegungsbesclluß, in dem die zum Umlegungs-
gebiet gehörenden Grundstüd<e näher bezeidmet sind. Nadr der ortsüblidr,en Be-

kanntmad-rung bedürfen Verfügungen über die Grundstüd<e und Veränderungen
der Genehmigung der Urnlegungss elle (§ 51). Die Umlegungsstelle teilt dem

Grundbud,amt die Einlei,tung des Verfahrens mit. Das Grundbuchamt trägt den Um-
legungwermerk im Bestandsverzeidrnis des Grundbuc-hes ein und benachridttigt
von da an den Umlegungsausschuß von allen Eintragungen.

Der Umlegungsplan besteht aus der Umlegungskarte und dem Umlegungsver-
zeidrnis (§ 66, Abs. 3). Er wird durdr Besdiluß der Umlegungsstelle aufgestellt und
muß nadr Form und Inhalt zur Ubernahme in das Liegensdraftskataster geeignet

sein. Die Umlegungskarte wird einen Monat lang öfien'tlidr ausgelegt.

Die Umlegungsstelle hat ortsüblidr bekannt zü machen, zu'weldlem Zatpunkt
der Umlegungsplan unanfedrtbar geworden ist (§ 7l ). Dese Bekanntmadrung der
Unanfedrtbarkeit hat folgende redrtlidre \Wirkungen 

'
a) Der bisherige Rechtszustand wird durdr den in dem Umlegungsplan vorg€sehe-

nen neuen Red'rtszustand ersetztr die Eigentümer werden in den Besitz der zu-

geteilten Grundstüd<e eingewiesen; d er Ei ge ntu m s ü b ergan g v o l1-
zieht sich somit außerhalb des Grundbuches.
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b) p;e verfügungs- und veränderrmgssperre sowie das gesetzlidre Vorkaufsrecht

(§ 24) erlösdren.

c) Die Gemeind,e hat den Umlegungsplan zu vollziehen und den Beteiligten die

neuen Besitz- und Nutzungsrechtä, notfalls mit den Mitteln des Verwaltungs-

zwanges, zu versdrafien.

Zw Y erfahrensbesdrleunigung sind möglidr

die Vorwegnahme der Entscfi,eidung (§ 76) und
die vorzeitige Besitzeinweisung (§ 77)'

Zur Bericlrtigung der öffentlidren Büdrer (§ 74) übersendet die Umlegungs-stelle

dem GrundbuÄurit ei"" beglaubigte Abschrift der Bekanntmadrung der Unanfed*-
barkeit (nach § 71) sowie beglaubigte Absdlriften aus dem Umleggngsplan und be-

antragt, die Red-rtsände,rungen in das Grundbuch einzutragen.

Bis zur Beridr,tigung des Liegensdraftskatasters di,enen die Umlegungskarte und

das Umlegungsverieidrnis als amtliches Verzeidrnis der Grundstüd<e im Sinne des

§ 2 Abs. f der crundbudrordmrng - GBO -r wenn djie für die Führung des Lie-

gensdraftskatasrers zuständige Stelle auf diesen Urkunden besdreinigt hat (Dienst-

iiegel), daß sie nach Form un'd Inhalt zur Ubernahme in das U,egenschaftskata,stef

geeignet sind.

Grenzregelung (§80):

Bei der C,renzregelung wird der Umlegungsaussdluß nidrt tätig, sie kann als ein

Umlegungsverfahren unier einfadmten Verhältnissen angesehen werden und die,n't

der bässeren Gestaltung b,enachbarter Grundstücke, indem Teile dieser Grundstüd<e

ausgetausdlt oder einseitig zugeteilt werden. Die Crenzregelung ist jedoch r.ut zu'
lässig, wenn d,ies im öfien lichen Interesse geboten ist und der lVert der Grund-
stticle nur unerheblidr geändert wird.

Die Gemeinde setzt durdr Besdrluß die neuen Grenzen sowie die C,eldleistungen

fest; der Besdrluß muß nadr Fbrm und Inhalt zur Ubernahme in d:rs Liegenschafts-

kataster geeignet sein. Mit der Bekanntmadrung der Unanfedrtbarkeit des Be-

sdrlusses wird der bisherige Redrtszustand durdr den neuen Rechtszustand ersetzt.
Die Bekanntmachung sdrlleßt die Einweisung der neuein Eigentümer in den Besitz
der zugeteilten Grundstücksteile ein. §üenn betroffene Grunddienstbarkeiten nidrt
neu geordnet werden rnußten, gehen die neuen Grundstücksteile lastenfrei auf die
neuen Eigentümer über. Unsdrädlidrkeitsze,u,gnisse sind nidrt erfo dedidr. Di,e aus-
getauschten od,er zugewiesenen Grundstücksteile werd,en Bestandteile des Grund-
stückes, dem sie zugewieserr sind. Die dinglidren Redrte an diesem Grundstücl< er-
strecken sich auf die zugewiesenen Grundstüd<steile (§ 83).

Die Gemeind,e übersendet dem Grundbucharnt eine beglaubigte Absdrift des
Besdrlusses, teilt den Zeitpunkt der Bekanntmachung (Unanfecitbarkeit) mit und
beantragt, die Redrtsänderungen in das Gnrrndb'uch einzutragen.

2.5 Erwerb von Marksteinschutzflächen
Im ehemaligen Preußen wu,rden die trigonometrisdren Punkte durdr besondere

Marksteinscl-rutzflädren gesidrert. Diese 2 qm großen krei,sförmigen Flädren wurden
vom Staat erwo,rben, sie durften nidrt beackert werden. Ihr Erwerb ridrtete sid-r
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nadr dem Gesetz vom 7.4. 1869 (GS" s. 729). Durdr den uberlassungsvertrag, den
der Landrat mit dem Eigentümer absdrtroß, ging das Eigenüum an den staaitiuer.
lMenn eine gütlid,e Einigung nidrt möglich war, wies der Landrat den S'taat in den
Besitz ein. Das Grundbuch wurde auf Ersucüen des Landrates an das Am,tsgeridrt
bericlrtigt. ZumTeil haben die Marksteinschutzflädren ein Grundbudrblatt erhalten,
vielfadr ruurden sie audr aüs budrungsfreie Grundstücke nadr s 3 (2) GBo behan-
delt. Die übrigen Länder hatten ähnlidre Gesetze.

In Niedersachsen ist das Gesertz vom 7. 4. 1869 durd-r das vermessungs- und
Katastergesetz vom 8. 11. 1961 aufgehoben word.en. Hiernadr werden Maikstein-
sdrutzflächen nidrt mehr erworben. s 17 des Vermessungs- und Katastergesetzes
sagt: ,,Die Eigentümer haben zu dulden, daß auf ihren Grundstüd<en Verm,essungs-
punkte abgemarkt werden." Diese Duldmgspflidrt ist eine öffen .lidre Last.

In Kraft geblieben ist das Gesetz vom 24. 5- 1901 (GS s. 145), hiernadr ist eine
nicit mehr benötigte Marksteinsd'rutzfläcfie an den jetzigen Eigentümer des durdr
di,e uberlassung verkleinerten Grundstückes zurückzuübertragen. Einigung des
Staates und dieses Eigentümers und Eintragung im Grundbudr sind hierzu-erfärd"er-
lidr. Der Regierrungspräsident (frühen der Landrat) verrritt das Land. Verwaltet
werden di'e Marksteinsdrutzflächen jetzt vom Niedersäcl-rsisdren Landesverwaltungs-

1Tt - Abteilung Landesvermessung -r das im Einzelfall en,tscheidet, ob eine
Schutzfläche rücJ<übertragen werden soll. Der Regierungspräsident beauftragt ge-
wöhnlich den Leiter des Katasteramtes rnit der Rücftübrertragung. Der LeitJr äes
Katasterarntes trilIt mit dem Erwerber die Einigung und übeisend:et sie rnit einem
Auszug des uegensdraftsbuclaes an das Grundbuäramti das nun das Grundbud-r
beridrtigt.

2.6 G e w ä s s e i
Für die Gewässer sind die rwasser-Gesetze der einzelnen Bundesländer maßge-

bend. Diese Gesetze sind in den letzten beiden Jahrzehnten me,ist neu ersdrienän.
So besteht im Lande Niedersadrsen seit dem 15.2. 1960 das Niedersädrsisdre
§Tassergesetz vom 7.7. 1960 (Nds. GVBI. s. 69), durdr das die ri7assergesetze

der ehemaligen Länder Preußen, Braunschweig und oldenburg aufgehoben worden
sind. Der § 53 dieses Gesetzes hält das Eigentum an Gewässern, das beim Inkraft-
treten des Gesetzes bestand, aufrec.ht. Der folgende § 54 kennr als Veränderungen
an Gewässern nur die Anlandungen und Erdzungen und weist sie den Anliegern
als Eigentum zu. Uber den gegentei,ligen Fall, die Absdrwemmung, enthält das Ge-
setz nidrts. Sdron das aufgehobene preußisd-re \üassergesetz vom7.4. 1gl3 bradte
den Vermessungsbeamten Sdrwierigkeiten beim Erfassen der Veränderungen und
führte zu zahlreidren Abhandlungen irn Sd-rrifttum. Di.e Kernfrage war stets, daß
das Liegenschaftskataster die durch das preußisdre \Tassergesetz vom Z. 4. lgll
eirrgeführten Begri{Ie ,,\7asserlauf", ,,Ufergrundstüd<" und ,,Ufedinie" nicht kannte,
sondern gewöhnlich die Böschungsoberkante oder eine andere weiter landeinwärts
liegende Begrenzung aufwies. Der Erlaß vom 18. 5. l9l7 (Fin. Min. Bl. S. tZZ) und
das Urteil des ehemaligen pretrßisdren Oberverwaltungsgeridrtes vom 3. 6. 1924
(OVCE Band79 Nr. 3l) hab,en sich damiit eingehend befaßt. Die Sdrwierigkeiten
wurden aber nidrt damit behoben, sie bestehen weiter nadr dem neuen Gesetz vom
7.7. 1960. Sie treten audr in anderen Bundesländ,ern auf, wie dies aus dem Aufsatz
,,Merkwiirdiges am §Tasserredrt" von Regierungsvermessun€fsdirektor Dipl.-lng.
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Max Rank, Heilbronn (Mitteilungen des Deutschen Vereins für Vermess.rngswesenr

Landesverän Baden-\(ürttemberg 1967 Heft t) zu ersehen ist'

Das Land Hessen hat dagegen in seinem §Tasserges'etz vom 6. 7. 1960 eine klare

Regelung getroffen, lndem der § 7 (2) wörtlich sagt, ,,Bildet ein Gewässerbett mit

ä.i Uf.i, .in selbstandiges Gnmd«ick, so bestimmt sic]r die Eigeortumsgrenz: 
-zu

J* ,rrgr"rrr"nd,en GrunJstücken nach dem Liegensdraftskataster." Im Heft 4 Jahr-
j"ig öil der Nadrridrten der Nieders. Vermessulgs- und Katasterverwaltung h-at

ii.h"V"r-otungsinspektor Neuse, Katastefamt Hildesheim, miß der Materie befaßt'

Er kommt v, a. zu äem Ergebnis, daß audr bei Absüwemmungen die Eigentums-

,.g"lung sidr eb,enso voflzüht wie bei der Anlandung nadr § 54 des Niedersädr-

si sdlen §üasser gesetzes.

Einen Beitrag über ,,die Eigentumsgrenzen und das Niedersädrsisdre §ü'asser-

ges,etz" hat Rfoierungru.r*.riurgsobärinspektor Köhnemann, Nieders' Min' d'

I"nn"..,, im Hefi3, Jahrgang 1961 der Nadrrichten der Niedersädrsischen Vermes-

sungs- und Katasteruernialtring gebradrt und dabei auszugsweise d,ie^ aufgehobenen
\Wafsergesetze der ehemaligen Lander Preußen, Braunsdrw-eig.und Oldenburg wie-

de.gege-ber. Im Heft 4, Jahrgang 1957, der gleidren Nachrichten hat Regierungs-

,..äÄr.,rrgr.eferendar Dipl.-lng. SdrwarzbacJr das twasserr,echt im ehemaligen

Freistaat S:draumburg-Uppe behande'lt. Bis zum Inkrafttreten des Nieders' §(/asser-

rechts gab es hier käinsbesondere gesetzliche Regelung, es galt für die.uferredrt-
lidren Veränderungefl das gemeine Redrt.

2.71 Fernstraßen (Bundesfernstraßengesetz vorn 6.8. 196l BGBI. I S. 1749)

§(lecJrselt d,er Träger der Straßenbaulast (Eigentümer), so geht das Eigentum der

Straße und der zu ihr gehörigen An;lagen ohne Entsdrjädigung an den neuen Träger

der Straßenb,aulast über. Mit dem Eigentumswed-rsel übernimnr,t der neue Eigen-

tümer gleichzeitig altre Rechte und Pflidrten, die mit der Straße in Zusa'mm,enhang

stehen.

Beim Ubergang des Eigentums an öffentlich,en Straßen ist der Antrag auf Berich-

tigung des Grundbudres von der vom Land bestimmten Behörde (Straßenbauamt)

,.u rtäll"n. Der Antrag mriß vom Leiter der Behörde untersdr,rieben und mit dem
Amtssiegel versehen sei,n. Zum Nachweis des Eigentums gegenüber dem Grund-
budramt genügt die in dem Antrag aufzunehmend,e Erklärung, daß das Grundstü&
dem neuen Träger der Straflenbatrlast zus,teht.

Das Eigentum des Bundes ist z. B. ftir die ,,Bundesrepublik Deutsdrland (Bundes-

sraßenverwaltung)" einzutragen.

De Träger der Strafrenbaulast der Bundesfernstraßen haben zur Erfüllung ihrer
Aufgaben das Enteignungsrecht. Die En eignung ist zulässig, soweit sie zur Aus-
führung eines nadr § 18 Abs. 5 festgestellten Bauvorhabens notwendig ist. Einer
weiteren Feststellung der Zulässi,gkeit der Enteignung bedarf es nidrt. Der nach

§ 18 Abs. 5 festgestellte Plan ist dem Enteignungsverfahren ztrgrunde zu legen und
fü,r die Enteigmrngsb,ehörde (Reg. Präs.) bindend.

Die für die öIfentlichen Straßen geltenden Enteignungsgesetze der Länder gelten
ar-rch für die Bundesfernstraßen. Im größten Teil Nied,ersachsens hat nod'r das preu-
ßisdre Gesetz vom I I . 6. 1874 (GSS. 221) Gültigkeit.
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2.72 Landesstraßen (Nds. Str. Ges. v.14.12.1962, Näs. GVEI. S.2i3)
Träger der Straßenbaulast für Landesstraßen ist das Land. Im § 1 1 Abs. t heißt

es:

,,§Techselt die Straßenbaulast zwischen Gebietskörpersdraften, so gehen mit der
Straßenbaulast das Eigentum des bisherigen Trägers der Suaßenbaulast an der
Straße mit Ausnahrne der Nebenanlagen sowie alle Redrte und Pflichten, die mit
der Straße im Zusammenhang stehen, ohne Entschädigung auf den neuen Träger
der Straßenbaulast über."

Beim Ubergang des Eigentums an Straßen ist der Antrag auf Beri:dr,tigung des
Grundbudres von dem neuen Träger der S,traßenbaulast zu stellen. Zum Nachweis
des Eigentums gegenüber dem Grundbuchamt genügt die mit dem Amtssiegel ve,r-
sehene Bestätigung der Straßenbaubehci,r'de, daß das Grundstüd< dem neu,en Träger
der Straßenbaulast gehört.

Für die Vermessungsbehörde ist der s l2 Abs. 2 bedeutend: ,,Der bisherige Trä-
ger der S,traßenbaulast ist verpflichtet, d,as Grundstüd< auf seine Kosten versd-rrifts-
mäßig vermessen und vermarker zu lassen." Für die Enteignung von Grundeigen-
tum gelten di,e landesrecltlidren Vorscfiriften. Die Enteignung wird von der höheren
\/erwaltungsbehörde (Reg. Präs.) durcfigeführt.

3. Bei Nidrtbudrung nadr § 3 (Z) a) der GBO v. 5. 8. 1935

Nadr § 3 (2) a) GBO erhalten die Grundstüdre des Reidres (Bundes), der Länder,
der Gemeinden und anderer Kommunalverbände, der Kirdren, Klöster und Sdrulen,
die \i7assedäufe, die öffentlidren \[ege sowie die Grundstücke, welche einem dem
öffentlidren Verkehr dienenden Bahnunternehmen gewidmet sind, nur auf Antrag
des Eigentümers oder eines Beredrtigten ein Grundbudrblatt.

Beim Eigentumserwerb solcher Grundstüd<e müssen wir fo,lgende Fälle unter-
scheiden 

'

1. Der Eigentumsübergang eines nicht gebuchten (budrungsfreien) Crundstüd<es
an einen nidrt budrungspflidrtigen Erwerber. In diesem Fall i.st zur Ubertragung des
Eigentums an einem Grundstüd< die Einigung des Veräußerers und des Erwerbers
über den Eintritt der Ubertragung erfo,rd,erlidr. Die Einigung bedarf der geridrt-
lidren oder notariellen Beurkundung.

2. Der Eigentumsübergang eines bucJrungsfrei.en Grundstückes an einen budrungs-
pflidrtigen Erwerbe,r. Für das buchungsfreie Grundstrid< ist zunäcl,st auf Antrag des
Eigentümers ein Grundbudr anzulegen. Dazu ist d.er Eigenbesitz des Grundsti.id<es
durch ein Besitzzeugnis nachzuweisen (Besitzzerrgnis s. zu 4).

Der Eigentumserwerb wird dann nadr § 87a BCB durch Einigung und Eintragung
vollzogen.

3. Der Eigentumsübergang eines gebudrten Crundstüd<es an einen nidrt bu-
ctrungspflich,tigen Erwerbe,r. Zwisdren Veräußerer und Erwerber ist geridrtl'iche oder
no,tarielle Einigung erforderlid-r. Der Erwerber stellt den Antrag auf En,tlassung des
Grundstüd<es aus dem Grundbuch (Ausbuchung). Der Eigentumse,r'werb ist voll-
zogen, wenn Einigung und Ausbuchrrng aus dem Grundbudr getätigt sind. De Aus-
buchung wird in Spalte 8 des Bestandsverzeichnisses vermerkt. Ein in der 2. oder
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3. Abteilung belastetes Grundstück kann nidrt ausggbTlt w.9rd1n' In soldrem Falle

;r{i-;ii; #, nidrt budrungrpflidrtig.n Erwerber än Grundbudr angelegt we,rden.

4. Das Besitzzeugnis isr ein Notbehelf, der{ür_die Eintragung von bisher budrungB-

freien Grundstüd<en uorn C.,rrrdb"draÄ't gefordert wird, w9 eil redrtsgesdräftlidrer-f*.r6 
nicht nachgewi*" *..d* kan,l E beruht auf der Erwägung'-dat-d.*-

ienise, der seinen B,esitz d,urch ein Bes'i,tzzeu,gnis nadrweisen kann, die größte \(rahr'
'raJ#arcit für sich hat, daß er audr Eigentümer ist'

Vor Ausstellung eines Besitzzeugnisses i,st zuvor in ortsüblidrer \üeise bekannt-

,"äraö a,13 bäabsic6tigt sei, dJs bisher buchungsfrei,e Grundstüd< eintragen zu

ü;; u"a arn U.r"t."g? ser, zu diesem Vwe&i ein Besirzzeugnis auszustdlen.

ör, ö*ra.*ck und d".-R"t rgrteltrer sind in der Bekanntmachung gena'u zu be-

zeidrnen. Ferner ist in der Beka'nntmadrung darauf hinzuweisen, daß Einwendun-

;;;g.r d,ie Eintragunl bi,n.r, ra TagÄ bei de'r bekanntmachenden Behörde

geltend zu madren sind.

Zuständig für d,ie Ausstel,lung der Besitz?errgnisse sind die Kreis,e, die bei Besitz-

,.;gri;;?il4.-,,0tr*ttiAre"Hand" der Zuitimm,ung des Regierungspräsidenten

bedürfen.

Die TP-Kartei in neuer Form

Von VermessungsratDipl.-lng. H elke, Nds. LVwA- Landesvermessung-

l. Gründe für die Umstellung

Der Niedersächsisdre Minister des Innern hat durdr Runderlaß vom 27.9. 1966

- I/4 Verm - 2170'1 GnkL 146122 angeordnet, fär Niedersadrsen die in Listen-

form vorliegende Kartei der trigonometrilchen Festpunkte (Kartei der FP) zukünf-

tig als Einzelpunktkartei zu führen'

pie Ei,nzelpunktka,rtei lost damit die b,ish.erige Kartel der FP ab, die durdr RdErl.

d. RMdl vom 15. 8. 1940 und 13. 6. 1944 eingeführt worden war.

Die b,isherige Kartei der FP und ihre Fo,rtführung entspradren dem Stand der

Bürotechnik vän 1940. Die tri,gonometrisdren Beredrnungen dagegen wurden in den

letzten Jahren in immer größerem Umfang durih Einsatz von Redrenautomaten
r.rach m,odernen Method,en durdrgeführt. Die Berechnungsergebnisse wurderr an-

sdiließend von Hand in die transparente Originatka,rtei übernomm,en. Dabei konn-
ten d,ie Nachträge nie an der ridrtirgen Stelle i,nnerhalb der Reihenfolge der TP,
sondern nur am Ende der Liste eingeordnet werden. Im Laufe der Jahre hatte da-

dgndr die Ubersidrtlidrkerrt stark gelitten. Da von jeder Karteiänderung durdrsdrnitt-
lidr sechs Vermessungsdienststellen benadrridrtigt werden, wurden die beridrtigten
Karteib,lätter drurdr Lichpausen vervielfältigt. Bei jährlidr etw'a 2 000 Karteiände-
rungen belasteten diese Arbeiten das Dezirnat Trigonometrie ganz erheblidr. Es

*,,iden daher Ubedegungen angestellt, wie dieser Arbeitsablauf ganz oder teil-

129



weise automatisiert werden könnte. Nach der Einrichtung einer elektronisdren
Datenverarbeitungsanlag'e vom Typ IBM 1410 im Redren-zentrum des Nieders.
Landesverwaltungsamtes stand eine Anlage zur verfügung, di,e alle mögliclren Da-
ten, also außer Zahlen audr Budrstaben und damit jade; beheb,igen f.*t, uu.".-
beiten konnte. Darüber hinaus war es möglidr, die ermittelten Kooräinaten im Laufe
der Bered'rnungen von der Rechenanl"ge ipeidre.n und später ftir die Karteifortfüh-
rung ab,nrfen zu lassen. Damit waren die voraussetrut gä, vorhanden, eine masdri-
nell geführte TP-Kartei zu entwickeln. Diese Art der (arteiführung hat gegenüber
der bisher üblichen wesentliche Vorteile. Durdr die gewählte Karieiform wird die
ubersidltli&keit erheblich verbessert, da ungriltlge Karteiblätter einfach gegen
gül,tige ausgewecJ'rselt werden und Streichungen- nidt mehr vorkommen. Seku-nd-'tir-
karteien für andere vermessungs- und Katasierbehörden können in belieUger Zahl
maschinell erstellt werden. Ihre Fortführung gesdrieht.gemei.nsam mit der Kärtei des
Dezernats Trigonometrie, wodurdr völlige ubereinstimmung gewährleistet ist.
Ebenso können Karteriauszüge masdriinell gefertig werden. §reiär Itehen alle Daten
der Kartei für einen Zugrifr jederzeit sofort bereit. Die Kartei hat damit audr für
stati,stisd.rre Zwecke eine viel größere Aussagef ähi gkeit.

Die Vedagerung der KarteiführunB_auf eine elektroniscle Datenvera.rbeitungs-
anlage war 

.mit_ei1er gewissen umställung der Daten und zwangsläuffg mit einer
Anderung des äußeren Aussehens der Tp-Kartei verbunden. Bä der in Nieder-
saclrsen gewählten Form_ der Ei,nzelpunktkartei ist für jeden trigonometrisclen punkt
ein besonderes Karteiblatt vorhanden. Die einzelneri Blätter können bei Fortfüh-
ryngen immer in der richtigen Reihenfolge gehalten werden. Das einzelne Kartei-
blatt hat das Format DIN A 5 und kann rä*ät t in Karteikästen als auch irn ordnern
aufbewahrt werden. Die Papierstärke mußte sich nach dern papiergewid-rt ridrten,
das die Bundespost für Postkarten vedangte.

2. Aufbereitung des Datenmaterials

2.1 Datenträger

_Das original der TP-l(art-ei stellt ei, Magnetband dar, auf dem der gesamte
Inhalt der bisherigen Kartei der FP gespeichert ist. Die ubärtragung aller Ängaben
atrf das Magnetband gesdrieht durch Lochkarten. Sämtlicl-re Daten äes TP wirden
zu diesem Zweck in vier versdliedene Kartenarten (KA) abgelodtt

KA 0: TP-Namen, ord,nung, Dreied<snumm€r I. ordnung und Bemerkungen

KA I: BezeicJrnung der Stationspunkte und Bemerkungen

KA 2 ' Koordinaten, Höhen, B9z_eidr.nuls im inneren Dienst, versdrli.isselte Anga-
ben über Festlegung und Sdrutzflädre des TP

KA 3 ' KVTP'Vermerke mi,t Aktenhinweis

Die Angaben in der TP-Kartei mußten hinsich,tlidr ihres umfanges teilweise
etwas gekü,rzt werden, um sie auf di,e Kapazität der Loc}rkarten abzuitirnmen und
dami,t die Zahl der Lodrkarten in v-erretbaren Grenzen zu halten. Desha,lb mußte
die alte Kartei der FP vor Beginn der Ablochung überarbeitet und an einzelnen
Stellen rrnwesentl.idr geändert lierden.
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2.2 P unkt- und Stationspunktna,men
Fti:r den Narnen eines TP stehen künftig nic}t mehr als 36 Spa,lten der Lodrkarte

zur Verfügung. Darin sind audr Satzzeidren und Zwisdrenräume mit unterzubrin-

ger. Vegär, ies ge.irgeren Platzbedarfs werden startt der häuffg benutzten römi'

iAu, Zu[t* alsZusati zu TP-Narnern nur nodr arabi,sche Zahlen verwendet.

Die Bezeiclmung der Stationspunkte wird un,gekürzt gesdrrieben. Je nadr der

a"rru der statioispunkte eines TP sind für die Bezeidrnung 36 oder 20 Stellen

frei. Besitzt d,er TP bis zu 8 S,tationspunkte (ei,nsdrl. Zentrum : Stationspunkt 00),

dann stehen auf der Karteikarte für jeden Stationspunkt 2 Zetlen mit insgesamt

36 Buchstaben zur Verfügung. Bei mehr als 8 bis maximal 16 Statio'nspunkten

kann der Nam,e nur nodr einzei'lig (20 Budrstaben) dargestellt werden.

In diesem Falle können d.ie folgenden Abkürzungen verwendet werden'

B ftir alle übrigen Bolzen

N für Nagel

KN ftir KnoPf

HST für Helmstange

FST ftir Fahnenstange R ftir

LS fttr Le,uchtschraub,e D für

Eisen- und Kunststoffrohre alle,r Art

Drainrohre und Hohlziegel

LB ftir Leuchtbolzen

TB ftir Turmbolzen

PL für Platte

KR für Kreuz

Die Bezeidrnung ,,Tu,rmibolzen" trägt künftig derjenige Bolzen, der zur Uber-

prüfung eines HoÄpunktes durdr parallaktisdre \Tinkelmessung geeignet ist. Außer-

ä"ro *ita nurr nodr einheirtlidr die Bezeidr,nung ,,Drainrohr" verwendet für Drain-

rohr, Hohlziegel und Tonrohr. Die Angabe ,,3. Ordnung" wird bei den am meisten

gebnauchten Fistlegrrngen 3. Ordnung oder Flatten 3. Ordnung zur Vereinfachung

iveggelassen. Dagegen-wird ,immer gesdrieben Festlegung I. Ordnung, Festlegung

2. ödnorrg oderPlatte 2. Ordnung. Besteht der TP nur aus einer Festlegung 3. O.
(Pfetler bzw. AP-Pfeiler und Platte) und sind keine weiteren Stationsptrnkte vor-
handen, so wird die Stationspunktbezeichntrng ganz weggelassen.

2.3 Stationsnummern
Jeder Stationspu,nkt eines TP besitzt eine zweistellige Unternummer, die Sta-

tionsnumm,er. Sie bezeidrnet feden Stationspunkt eindeutig. Zwillingspunkte sind

in Zukunft, genau wie alle übrrigen Stationspunkte, exzentrische Festlegrmgen eines

TP. Sie werd,en d,eshalb in der Kartei der TP nidrt mehr als selbständige Punkte
mit eigener Punktnumnr,er geführt sond,ern als Startionspunkte des jeweiligen Haupt-
punktes und erhalten die Stati,onsnumrrer 90. De Stationspunktbezeidrnung erhält
den Zr*satz Z§7P. Liregt d,er Zwillingspurnkt auf einem anderen Blatt dier TK 25, so

wird in der Spalte Bemerkungen die Nummer d,er entspredtenden TK 25 angegeben.

2.4 Koordinaten und Höhen
Die Koordinaten sind in mm-rü(/erten im nädrstgelegenen Meridianstreifensystem

abgelodrt worden. De Höhen der TP und exzentrisdren Festlegungen werden in
cm angegeben.
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2.5 Bemerkungen
Die in der alten Kartei der FP teilweise recit umfangreichen Bemerkungen muß-

ten im allgemeinen stark gekürzt werden, da je nach Anzahl der Statio-nspunkte
nur Platz vorhanden ist für 1 I Buchstaben bei einzeiliger und für 22 Buctrstaben
bei zweizeit[,iger Schreibweise. Deshalb sind folgende Abkürzun,gen verwendert,

P, Der TP ist durdr einen Polygonzug bestimmt, de,r innerhalb der Feh-
lergrenzea f ür Gerüstpolygo nzüge absdrließt.

E' Der Stationspunkt ist eingewogen worden.

Eu: Die l-löhe des betreffenden s,tationspunktes ist rigonometrisdr oder
aus einem niclt mehr innerhalb der vorgesciriebenen Fehlergrenzen
absdrließenden tedrnischen Nivellement g.*onn.r, worden, bä de*
aber die Ungenauigkeit kleiner als 0,1 0 m bleibt.

ID: Der Stationspunkt ist örtlidr unverändert und identisch mit einem alten
Punkt, frir den die Bezeicl-rnung im inneren Dienst folgt. De Koordi-
naten sind neu bestimmt worden.

N.GEPR.' Nidrt geprüft! Deser vermerk bedeutet bei Hodrpunkten, daß der
Punkt vor der Herablegung nicht aus dem Netz übeiprüft worden iat.

MB, HM, Der betreffende Turmbolzen bzw. Bolzen ist gleiclrzeitig Mauerbolzen
(MB) oder Höhenmarke (HM). Eine sich evti. ansdrließende Zahl ist
dJi,e Nummer, unter der drer Punkt in der Nivp-Kartei geführt wird.

§/eitere, unter Bemerkungen aufgeführte B+riffe wie z. B. Knopf oder Kreuz
geb,en an, auf weldre stelle des stationspunktei sidr die Hohenangiben beziehen.
Bem,erkungen wie ,,AP-Pfeiler", ,,bodengleich" sind aus platzmang:el nidrt berücft-
sidrigt und künftig nur noch in der Festpunktbescl-rreibung zu ftndei.

2.6 Schutzfläche und Bezeichnung im inneren Dienst
Die un'tersdriedlichen Größen- und Eigentumsverhältnisse der Schutzflächerr bei

trigonometrischen Punkten werden durch Brrchstaben ausgedrüd<t, die folgende
Bed.eutung haben,

M, Marksteinschutzfläd-re (kreisförmiges Flurstück von 2 qm Fläche und 1,59 m
Durdrmesser) im Eigentum des Landes Niedersachsen (vermessungs- und Ka-
ta sterverwaltun g) oh n e NacJrweis im Gnrndbu dt.

N: Marksteinsdrutzflädre wie M, aber im Eigentum des Bundes, einer Kommunal-
verwaltung oder einer Stelle des Land,es Niedersachsen, d,ie nidrt zur Vermes-
srrngs- und Katasterverwalturrg gehört.

Marksteinschtrtzfläche wi,e lr4, aber rnit Nachweis des Eigentums im Grundbuch.

Marksteinschtrtzfläche wie N, aber rnit Nachweis de,s Eigentums im Grund,buch.

kreisförmige Schutzfläche von 2,OO m Durchmesser nach § 20 Abs. 3 des Geset-
zes über die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster vom 8. I I . 196l .

Diese Schu,tzfläche besteht ftir alle TP-Pfei,ler phne Rücksicht darauf, ob es sich
trm ein Ze'ntrum oder eine exzentrische Festlegrrng handelt. Dies gilt auch dann,
wenn früher schon eine Marksteinschutzfläche der ob,errstehend mit M, N, G
oder H b'ezeichneten Art gebildet worden ist.

[J'
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X' kreisförn-r,ige Sdrutzflädr,e von 10,00 m Durdrmesser für TP 1' Ordnung-nadr

§ 20 Abs. a a* C...ir.t tiU"i äi" L"'d'out"-*ssung und $; Liegens{a§-

kataster. o., ri,g.r,td;o dä umüegendenflu.rsttid<s ist im Jahre 1965 dtrrdr

Bescheid von d,er l"-rp*a*n-e ieines Grundstüd<s unterridrtet worden'

Y, Die gleiche Schutzflädre wie X fär TP 1' Ordnung, wenn außerdem eine Mark-

steinidlutzfläche nadr M erworben ist' 
eine Mark_Z, Ue glAdxe Sdrutzfläche wie X ftir TP 1' Ord'nungf wenn außerdem

stei;chutzflädre nadr G erworben ist'

[|e Buc},staben werden in der linken unteren Ecke des Karteihlattes a'usgedruckt'

Bei dem Druck d,e,r i* Jahre 1967 verteilten neuen Karteikarten befanden sidr diese

Ä;s;b;";.h "idrt 
#:-d,:; M"g,etba'd. Auf fortgeführten Karten sind diese

Vermerke vorhanden.

Für die ,,Bezeichnung im inneren Dienst" stehen maximal 6 stelilen zur Verfü-

norrn. Oi" ersten beldJr Äfr.r, geben das Jahr der Entstehung des Punktes an'

ää'?#;;;;;;;;;;- dt. n"aä"r.*. Geud,ah die Höhenbestimmuns ftir den

ip i, .iä.- ande,ren Jahr, so wird dieses durdr ein weiteres Aktenzeidlen ausge-

ä.ru,, är. J"" !t l.lrun Aufba., wie d,ie Bezeidrnung im inneren Denst hat. Beide

B";tä;;g;r, i"ra"rr-ft pa." St ti"nspunkt g.iord"rt am unterex Rand des

Karteiblattes angegeben.

Für die umredrnung der Gauß-Krüger-Koordinaten in UTM-Koordinaten ist für

i"i* fp imi* a* ängrbe der Puiktordnung eine vi,erstellige.Zahl, die Drei-

lä;;;il'i.'oia*"g, u"..".kt, mit der in 
-d'er 

Datenverarbeitungsanlage die

ü;i;;;;g.konstantenäus dem Speidrer abgemfen werden können'

2.7 K.artei der Veränd'erungen an TP (KVTP)
Särntliche in der KVFP enthaltenen Meldungen über Veränderungen an trigono-

,"oitÄÄ-fotpmkten sind vor Beginn der Ablodrung überarbeitet.worden'' Für

ä"-n .Är.ib".tg a* Veränderung sieh.en jetzt ftinfzig Lochkartenspalten zur Ver-

iu*r, me füfp-Vqrmerke wärden ryj elnem ge'sonderten_Karteib'latt ausge-

d;G das-bezüglicl Prmktnummer und Punktname rnit dem Blatt der TP-§artei

tiU*Jrr,i.-a. Ei enthält außerdem die Scllüsselzahl des Katasteramtes tmd ein

Aktenzeidren des Dezernats Trigonometrie, unter dem wertere Einzelheiten über

di" V..a"d"rung am T? vermerlä si,nd. In der Kartei der TP w,ird auf den verän-

a"i." S,rto".p"unkt durdr je einen Stern vor und hinter der Stationsnummer hin-

gewiesen.

3. [Iberwadrung und Fortführung

3.1 Zuständigkeit
De Kartei der TP wi,rd vom Dezernat Trigonometrie gefüLhrt, das allein fti:r die

Prüfung, Vollständigkeit und Ridrti,gkeit de,r Aufstellung und Fortführung v€fant-

wortlid ist. Das Magnetband und die Lodrkarten werde,n beim Dezernat Automa-

tion aufbewahrt tmd verwal,tet.

3.2 Verf ahren d,er Fortf ührung
Die Kar,tei der TP und die KVTP werden mit Hilfe von Lochkarten fortgefülrt,

aurs denen der neue Datenbestand und die Art der Veränderung zu erkennen sind.
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De Art d,er veränderung wird durch Kartenarten und Kennzeidlen in den l,och-
karten dargestell.t, deren Ablochbe,lege vom Dezernat Trigonom,etrie aufgestellt
slnct.

Folgende Anderungen werden unterschieden :

Einfügert eines neuen vollständigen Tp, eines Stationsp,unktes oder eines KVTp-
Vermerks

Andern von Koordinaten oder besdrreibenden Angaben eines vo,rhandenen Tp
od,er eines KVTP-Vermerks durdr Ersetzen, Hinzufügen oder Lösd.ren

Lösdren eines vollständigen TP, eines Stationspunktes odEr eines KVTp-Vermerks.

Bevor mit den Lodrkarten das Magnetband fortgeftihrt wird, wird ihr Inha:lt im
Klartext in Form einer Liste ausgedrud<t und vom üezernat Tnilonometrie hinsidrt-
lidr etwaiger Lochfehler überprüft. Anschli'eßend wird das Magietband fortgeführt,
wobei gleidrzei;tig die neuen Karteiblätter sowohl für d,i,e fU"ät<artei des Dezerna,ts
Trigonom,etri,e als auch für die betroffenen De,nststelLen in der entspnecJrenden
Anzahl gedrud<t werden.

-- 
Die. Dienststeltren, die von einer Ka,rteifo,rtführung durch ubersendung n«rer

Karteiblätter benadrridrtigt we,rden müssen, sind in Jnem verteiler zusammenge-
stellt, der im Rechenautomaten gespeichert ist. De Amtsbezirke sind. na.dr volien
Blattern der TK 25 abgegrenzt Mii a"n Karteibträttern durdr pJoratio, ue.b.rr-
d.en isl 

.eine Mitteilung an die_ Dienststelle, die außer d,er vollständigen Ansdrrift
einen vermerk darüber enthält, was rnit dem übersand,ten Karteiblä'tt gesdrehen
soll. Di,e Postkarte ist abzutrennen und mrit einem kledigungsve-rmerk an das De-
zernat 

-Trigonometrie zurüdczusenden. Auf den folgendä 'seiten 
sind zwei Bei-

spi'ele für Karteiblätter dargestellt. Im ersten Beispiel"ist dle alte Karreikarte gegen
die neu,e auszuwedmeln. Das zwei,te Beispiel betrifft einen Auszug aus der Kartei der
TP.

..Ua 9"n -EilSanS 
der Be-stätigungspostkarten und damit die Ubereinstimmung

aller sekundärkarteien mit dem oriäüal überwachen zu können, wird ftir das De-
zernat Trigonometrie fttr jeden veränderten Tp vom Rechenautomaten ein Uber-
wac*rungsblatt ausgedruckt, auf dem sämtliche Dienststellen verm,erkt sind, denen
die Veränderung rnitgeteilt worden ist.

Beim Drucl der Karteib,lätter für di,e Katasterämte,r und so,nstige,n Denststellen
werden die Koordinaten auf_-c_m aufgerundet. Die Kartei des Deäernats Trilono-
rnetrie enthält dagegen mm-§7erte, um die trigonom.etrischen Berechnungeri und
Kontrollen mit der erforderlichen Sdrärfe durchführen zu können.

In der uberlapprmgszone, deren Breite auf je eine TK 25 beid€rseits des Grenz-
märidians festgesetzt wurde, werden die Koordinaten ,in beiden Meridianstreifen-
systemen angegeben. Die Koordinaten im Nadrbarsystem werden automatisdr wäh-
rend.d,er Fo,rtführung erredrnet. Der umformung l,iegen die Formeln von Hristow/
Gotthardt zugnrnde. Die umformungskons,tanten sind für einen Bereid.r von 47o
bis 55o nördlicier Breite gespeidrert. Für das Gebiet des l:ndes Niedersadrsen
(zwisdren 51o30'und j4o00'nördl. Br.) wird bei der umfo,rmung mm-Genauig-
keit, für die übrigen Gebiete cm-Genauigkeit erreidrt. De in den fuadrbarstreifä
umgeformten Koordrinaten werd,en auf einem zweiten Karteiblatt ausgedrucJ<t.
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3.3 Auszüge aus der TP-Kartei
Häuffg werden von anderen Vermessungsstellen für ein bestirnmtes Arbeitsvor-

hri* Ä"rrüg. aus der Kartel der TP benOtigt. Die frühere Art der Auszugertei-

i"." a"ra A]nfertieen uo" Uaap"*en der ü."rup.t.rrt* Originalkartei ist nidr't

;ä. ;üi*: il-i;.ritg. *oa.r, jetzt vom Re&enautomaten gesdrrieben, nadr'

ä; dü=;p..Ä.r.,d"n 
"n.f"tl. der Datenverarbeitungsanlage durdr Lodrkarten

übermittelt worden sind.

Karteihlatter a,ls Auszüge werden wahlweise gedrud<t für einzelne Punkte oder

bestimmrer Bereidr,e i" Jifr** bis 99-fadrer A-usf9r{eunS. KVTP-Vermerke odrer

foo"alr.n " im Nadrbaistreifen ftir Auszüge in Gebieten mit Doppelkoordinie'

ö;;a; äbstinüj auf einem-berordä* Karteiblau ausgedrudct. Aus der

äufr fi*t.iflrtt anhangäden Mitteilung ist zu ersehen, daß es sidr um einen Aus-

,.* fr*ad,. Eine Ad.rässe wird nidr,t uigegeb"tt und die Rüd<sendung an d'as De-

zeäat Trigonometnie als Bestätigung entfallt'

4. Statistik

Eisher warerr die ,in der Kartei der TP vorhandenen Angaben dem unmittelba'ren

Zrg"tr fi" tt d"h.dre Zwecke enüzogen. Di'e Umstellung der Kaqei auf einen ma-

sdrinellen Datenträger .nOfirr.t aber leradle in dieser Hinsidrt große- neue Mögl,+-

f..it*. So kann d,är Karteninhat ,räA versdriedenen Gesidr,tspunkten durdr d,ie

b;;;;rb"ügpanlage zusammengestellt werdea. Der Anfang ist audr sdron

g"rr;il ;t, J"ä nro"g."*rrr, du.di dtas die Nameqr und Koordinaten sämdldrier

tp, 
"ud, 

Ordrurngen geäennt, ausgedrud<twerden. Eing Elveitgrung dahingehend,

ard ale KVTP-VärmJrke ftir'den-ganzen Bereidr des La.nd,es Niedersadrsen oder

*ä "* i"i b,estimmte Blatter dei TK 25 zrmamme.nhängend dargestellt werden,

i.i ,*go.tt*. In Vorberei,trmg ist ferner d,ie maschinell,e Erstellung des Jahres-

absdrlusses.

5. S&luß

Für den größterr Teil Niedersadrsens ist d,ie umstellung d9r Kartei der TP von

Listenformln Einzelpunktkartei im Laufe des Jahres 1967 abgesdrlossen wordjen'

Nadr Absdrluß der Beredurungen der Gebietswiederherstellung Han wird audr für

diese nodr fehlenden Blätter der TK 25 die Einzelpunktkartei erstell,t. Mit der Uber-
tragung der Kartei der TP auf Magnetband ist ein weiterer Sdrritt zur Vervolilständi-

grig io Automration erreidrt. Neben der Medranisierung d:er Fordüfuung wird 
9s

-Ofria sein, d,ie Ausga,ngskoo,rdinaten für trigonornetrisdre Benedrnungen unrnittel-
bar-vom Magnetband zu entnehrnen rmd am Ende der Beredrxrng die Ergeb,nisse

ohne Sdrreib,arbeit auf das späidrernde Magnetband zu br'ingen.
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Ein Sdrwarzkaufpreis -
Hindernis für die Grundstüd<swertermittlung ?

Von Vermessungsassessor H. L u c h t, Regi,erung Hannover

1. Allgemeines

Die Qualität und d,ie venvendbarkeit von Gutadlten über Grundstüd<swerte
hängen neben der imm,er wünsdrenswerten Autorität de. Gut"drto entsdreidend
davon ab, daß die §zertffndung in einer audr (und ir.bo;;";;titi. d* t i*
überzeugenden §7eise begründei ist.

Aus diesem Grund genie& anerkanntermaßen des Vergleichswertyerfahren Vor.
rang vor allien anderen §üertermittlungsverfahren. Seine A"nwendung b"r;;;;"
Bod,enwertermittlung ist durdr die jedermann deutlidre ,äu;.hÄ; ördn"rg dei
vergleichsgrundstücke ulg $u_e.rT folgenden unmittelbareni*gl"id"*öglid"
keiten besond:ers durdrsidr,tig. Eine Gebääewertermitlung n a a.ä verfahren
ffndet bisher nodr kaum^statt, da vierfadr eine genügende inzahr geJgrreter Kauf-
fäll,e fehlt. Ist - in größeren städten - eine !ronä. a.är 

"oi-üä.taor* u.-
bauter Grundstücke bekannt, wirrd audr hier di" fu"unf do xrrirär" in einer
§7eise vorzunehnr,en sein, die es erraubt, diese im Hinuiäk ,uf Jn .p.a.e[es Be-
wertungsobjekt gezielt nadr vergleidrbaren objekten arr,nf"dn 'und verglei-
dlend auszuwsrten.

_,-^':l{.1 Falle ist jedoch von einetr Kaufpreissamm,r,tng neben der zwedcentspre-
chenden Form insbesondere ein aussagefähige'r und berieiskräftiger tnhalt 2,, ?oi_
*:*.Pt.::..Forderung ist vo_m umfäg n.i a'.ä ä;'il;;ffiee, des s raa
BBauG_erfüllt, der den Gutadrteraussdrissen die Kenntnis d"" ü;#äg; aller ver-
kaufsfälle verrnittelt. Im Ftrinblid< auf den Aussagewert muß jedodr iarebe, uor-
ausgese'tzt werden, daß die angegeb,enen Preise a-udr die tatsadrtidr gezählten sind.
Daß dies ,r-ej l, jedem FaJl zutiifrt, ist bekann,t. Ein entsprJenJdEinzel.fall soll
nachstehend diskutiert werden,

2. unridrtige Angabe des Kaufpreises in ernem Grundstü&sveräußerungsvertrag

2.1 Sachverhalt

^ 
Der Bundesgeridrtshof hatre am 17. 12. 1965 in der Revision über folgenden

Sadrverhalt zu entsdreiden (A2., V ZR 115163)*)l

Per Veräußerer (Kläger, Ber.fungsbeklagter, Revisionsbeklagter) eines Grund-
stüd<es vereinbarte mit der in Aussidrt g.rio*-*.n Erwerberin, 

'Fo"., 
H., .in*

Preis von 100 000,- DM.

-_ 
Ddeser Betrag sollte nur zu einem Anteil von 70000,- DM in den nota,riellen

K_aufvertrag aufgenommen und in der restl,idlen Höhe ,,sdrwar r,, g.r-hiwerd.en. 
-Hierz,rr trug derr veräußerer später vor Ge'idlt vor, diese Regeläg sei auf verlan-

gen der Erwerberin zum Zwed<e der Ersparung uo, G,rrrj."*"ibrteu", *];lgi,

') Leitsatz: Ein Grundstü*.sveräußerungsvertra-g verstößt niüt um des willen allein geger die guteDsitten, weil in der notarielten ur[unde ein umiaüg€i K";ii;;"ä-ä"ä* zwe& aage-geben ist, um dadurdr Steuern zum Nactrteil deJ Fiskui zu Uintäuiäiä ---
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während die Erwerberin demgegenüber angab, diese Regelung sei getroffen, weil

derr Veräußerer den Betrug ,är, 30 000,- DM vor dem Zvgnfr von Gläubigern

hätte sidrern wollen.

NacJrdem dlie Verkaufsverhandlungen zwisdrenzeitlrich ins Stocken geraten watrenl

entsdiloß sici dann an Stelle von Frau H. deren Todrter zum Erwerb des fraglidren

Grrmdstückes. Die Verhandlungen wurden jedoch weiterhin vo'n der Mutter geführt,

die aucfi in Vollmaclt ihrer Todrter den Vertrag absdrloß. Die Todlter selbst trat

UJ a"n Verhandlungen zu keiner Zeit persönlid, i, E r.lruirrung. Uber Höhe und

iinzelheiten des Karifpreises hat Fra,u H., nadrdem sie ihre eigene K-aufabsidr auf-

gegeben hatte, keine abwdcl-tet den Abspradren mehr m'it dem Veräußerer ge-trofien.

Die To&ter der Frau H., inzwisdrcn grundbudrliüe Eigentümerin, hat lediglidl

den in dem notariellen Kaufvertrag geran-nten Pre,is von 70 000,- DM gezahlt.

Daraufhi'n klagte der Veräußerer audr auf Zah]rtng des in den ursprüngli&en

Vereinbanmg"tt ilt Sdr*".zgeld vorgesehenen Betrages von 30 000,- DM'

Das l,andgeriid1t hat in der ersten Instanz der Klage stattgegeben. Das Ober-

landesgerichi irn Hamm als Berufungsinstanz und der Bundesgeridrtshof als Revi-

sionsinstanz bestätigten dieses Urtei{.

2.2 Zur Gültigkei,t des Rechtsgeschäf tes und der Kauf -

preisvereinbarungen
Der BGH hatte zunädrst zu entsdleiden, ob der Gnrndstüd<skaufvertrag selbst

durdr d.ie Vereinbarung eines Sdrwarzkaufpreises nidrtig sei auf Grund der Be-

stimmu,ngen des § 138 BGB (Sittenwidrigkeit). D€r BGH führte dazu aus

,, . . . dem kann nidr,t gefolgt we,r'dgn. \rie die Revision selbst nidrt verkennt,

sind nadr der von dem Bundisgeridltshof bestätigten Redrtspredrung des Reidrs-

geridrts Verträge, rni,t denen eine Steuerentziehung verbunden ist, nidlt ohne wei-

Ieres, sordern nur dann nach den §§ 134, 138 BGB nidltig, wenn der Flauptzweck

des Vertrages ge,rade die Steueirhinterziehung ist (BGHZ 74, 25, 30/31 unter Bezug-

nahme ,of RG DR 1942,40). Entgegen d,er Meinung der Revision ist aber diese

Vorausseitzung bei einem Grundstückskanrfvertrag der hier gegebenen fut nidrt er-

fullt.,Er wu,rde nadr dem vom Berufungsgeridrt festgesterllten Sadr,verhalt n,idr,t der
Steu,erhinterziehung w,egen abgesdrloss,en, sondern sollte di,e ernsthafte sdruldl'edrt-
lidr,e Verpflidtung zur Ubertragung von Grundeigentum begründen. Es enthält
deshalb nidrt der Vertrag als soldrer, sondein ledigl,ich di,e Veneinbarung der Falsdl-
angabe des Kaufprei,ses etwas Anstößiges (Palandt, BCB 24. Aufl.5 138 Anm. 5b
aa)..."

In einern vergleidrb,aren Fall hatte schon das Reidrsgeridr lg2l (Az.: lll 4/21 ,

vergl. Samm.lg. §?'arneyer, Redrtspredrung des RG 1921, S. 108) entschieden, daß
die Tatsadre unwahrer Angaben über den Grundstüd<sp,reis, die dem wirklichen
Parteiwillen nicht entsprechen, dem Redrtsgesdräft nich,t den Charakter der Unsitt-
lid,keit im Sinne des § 138 BGB verleihen, atrdr dann nicht, wenn damit bewußt
Steuereinbußen d:es Staates hervorge,rufen ws,rdsn- es sei denn, daß das Rechts-
gesdräft le<liglidr zur Begehung oder Versdileierung eines Steuerbetruges getätigt ist.

Auf C,rund der hödrstridrterlid'ren Redrtspredrung steht daher d,ie Redrtsgültig-
keit eines soldren Grundsttid<skaufvertrages nidr in Frage; es bleib,t daneben zu
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prüfen, inwieweit eine Verpflichtung zur Zahlung audr des ScJrwarzkaufpreises ge-
geben ist.

Hierzu stellt der BGH fest, daß es für die Frage, welcher Kaufp,reis vereinbart
worden sei, nicht auf di'e inneren Vorstellungen der Vertragspaf,teien od,er iftrrer
Bevollmädrtigten ankomme, sondern aussdrließl,idr auf den objektiven Erklänrn,gs-
gehalt des Gesamwerhaltens der Verhandlungspartner.

Aus dem eingangs gesdrrilderten Saclverhalt ergibt sidr daher dort eind,zutig audr
die Redr,tsgültigkeit der Kaufpreisvereinbarung von 100 0OO,- DM. Dies ab,er nur,
da über die Tatsadre der vereinbarung und die Höhe des Sdrwarzpreises Einver-
nehmen herrsdrte und ledig[idr umsffitten war, ob audr die erst im Laufe der ver-
handlungen hinzugetretene spätere Erwerberin Partnerin dieser Vereinbarung sei.

In den Fällen jedodr, in denen na&träglich a,udr Streit über d,en Inhalt der Verein-
barung, insbesondere d,ie Höhe des schwa,rzpreises entsteht, obliegt die Beweislast
der klagenden Panei. Das wird im Falte erfolgter vorheriger Zailung der poten-
tielle Erwerber, im Fall,e vereinbartef, späterer Zahlung der Veräußereriein. Cerade
aber wegen des zu G,nrnde liegendeir StraftatbestandJes (Steuerstrafen) wird den Be-
teil,igten wenig daran liegen, beweisbare Tatbestände zu sd-raffen, so daß im Streit-
fatrl audr der Beweis der entspredrenden Fo.rderung kaum angetreten werd,en kann.
H,ier liegt das (schuldrechtlidre) Risiko solcher Schwarzpreise, das jedenfalls in ge-
wissem umfang als Regulativ wirken wird, wenn positive vertragsmoral u.r.igt
u,nd mö g,li dre Steuerstrafe nidrt ab,sdrred<t.

?. Zur Belehrungspflidrt der beurkundenden Stellen

Man muß nadr dem Gesagten davon ausgehen, daß Vertragspartner in ,einzelnen
Fältren unwahre Angaben über drie Höhe des Kaufpreises beuikund'en lassen, in der
Absidt, die tatsädrlidren vermögensverhältniss,e aus steuer- oder vermögensredrt-
lidren Beweggründen zu verded<en oder um die Grunderwerbsteuer zu sparen.

Es ist daher verständlidr, daß insb,esondere die Finanzverwaltung ein Interesse
daran hat, daß bei der Beurkundung von Kaufverträgen d,ie Beteiligten auf die
Strafbarkei falscler Kaufpreisangabe besonders hingewi,esen werden. 

-

um die Anzahl der Fätle von u. a. aus Gründen der steuer- und Kostenersparnis
erfolgter zu niedriger Angabe des Kaufpreises ,,einzudämmen", ordnete,der Herr
N&. Min. d. Justiz 7954 zur Beadrtung durdr die beurkundenden Ridrter, Notare
und Redrtspfleger an (AV des Nds. MdJ v.26. 3.1954, Nds. Rpfl. S. 58):

l. Bei der Beurkundung von Kaufverträgen über Grundstücke oder grundstüd<s-
gleiche Rechte sind die Beteiligten darüber zu belehren, daß eine zu niedrige
Angabe dies Kaufpreises strafbar ist.

2. Di,e erfolgte Beleh,rung ist in die Verhandlungsniedersdrift aufzunehmen.

Dese Regelung wurde dann nahezu wortgetreu in d.as Nds. Gesetz über die frei-
willige Geridrtsbarkeit (FGG), Nds. GVBI. 1958 S. 124, übernommen: Die Beteilig-
ten sind nad-r 5 4l a. a. O. darauf hinzuweisen, daß eine zu niedrige Angabe des
Kauf preises strafrectrdi,che Fotr gen h aben kann.

Diese Cesetzesvorsdrrift gilt nadr wie vor für die Cenichte, soweit sie Grund-
stückskaufverträge beurkunden; sie gilt jedodr nid-rt für die Notare, denn § 4l ist

140



nicht in dem Katalog des § 67 a. a. O. enthalten, der die audr ftir dire Notare in
Ergänzung ihrer beionderen Rechtsvorsdrriften geltenden Vorsdriften des Nds.

FGG bezeidrnet.

Konnte es zu diesem Zeitpunkt noch zweifelhaft sein, ob die Notare ggf. nodr

aufgrund der aken AV von 1954 zu einer spezieillen Belehrung verpflidrtet waren,

so ärutffel dies endgültig mit dem Inkrafttreten der Bundesnotarordnung vom 24. 2.

1961 (BGBI. I S. 97); deren +. Absdr,n'itt regelt in den §§ 2G-37 die Prüfungs' und

Belehrungspflidrten absclließend, ohne eine generelle Verpflidrtung der Notare im

Sinne des § 41 Nds. FCG auszuspredren.

Lediglidr dann, wenn Zwerfel bestehen, ob das Rechtsgesdräft mit den geset_z-

üdren üorsdrriften im Einklang s,teht, ob es nichtig ist oder ob es dem wahrrn Vil-
len der Beteiligten entsp,r'icht, hat der Notar seine Bederken mit den BeteiliSen zu

erörtern und I falls d,iese nicht ausgeräumt werden - die Bele[rrungen und die

dazu abgegebenen Erklärungen der Beteiligten in die Niedersdrrift aufzunehmen
(§ 3 1 Bundäsnotarordnung).

In den hier i,nüeressierenden Fällen einer vefmuteten falsdten Angabe des Kauf-
preises für ein Grundstü& hieße es jedodr, im Regelfall den Sadrverstand der No-
i""" ,,, überford,ern, wenn sie bei der Vielzahl det wertbeeinflussenden Faktoren

ohne weireres an der Riclr,tigkeit des angegebenen Kaufpreirses zweifeln so,llten, ganz

abgesehen dravon, daß ein N'lißtrauen gegenüber den Beteiligten audl aus wohlvef,-
standenem Ges&äftsinteresse iedenfalls dann kauin vertretbar sein würde, wenn

es nri.dat durdr andere Umstände begründet ersdreint.

4. Folgerungen

Es kann aufgrund der gegebenen Tatsachen nich ausgesdrlossen werden, daß ein
gewisser - wie idr meine geringer - 

p1szen15'a1z der in die Kaufpreissammlungen
aufzunehrnender Grundstüd<spreise verfälscht is't, ohne daß eine Beridr,tigung mög-
lidr wäre. Häuffgkeit und Ausmaß dürften drabei von verschi,edenen, im einzelnen
nidrt faßbaren Faktoren abhängen. Denkbare Abhängigkeiten z. B. von gegefl-

seitiger intimer Kenntni,s der Vertragspartner (ohne daß es sich dabei um sog. Ver-
wandtenkäufe handelt), der Monopolstellung eines Veräußerers u. ä. bleiben stets

Vermutungen.

Der Steuerbeamte ist an die notariell beurkundeten Parteierklärungen n'idrt ge.
bunden; er hat vielm,eh,r das Recht und die Pfli&t (§§ 204 Abs. 1,243 AO), den
der Steu,e,r zugrundezulegenden wahren Sadrverhalt zu ermitteln. Unabhängig da-
von, daß er soilche Ermittlungen sdron aus praktisdren Erwägungen heraus nur be-
grenzt durdrführen kann, sind audr die ggf. ermittelten Tatbestände Gegenstand
des Steuergeheimnisses rrnd insoweit dem Gutadrterausschuß für seine Arbei,t nidrt
zugängl'idr.

Dem Cutadlterausschuß btreibt als Crundlage eigener Ermittlungen die irn § 140
BBauG begründete Auskunfts- und Vorlagepflicht der Grundstüd<seigentiimer, diie
jedoch in den hier dliskuti,erten Fältren nidr,t weiterhelfen wird. Er ist vielmehr dar-
auf angewiesen, die möglicJrerweise durch einzelne fehlerhafte Kaufpreise verfälsdrte
Vergleidrsbasis aufgrund der eigenen ständigen Beobadrtungen des Grundstücfts-
marktes und durch sachgerechte Anwendun g des §üertermittlun,gsver{ahrens richtig-
zustellen.
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Gerade der Vermessungsfachmann im Gutadrteraussdruß wird dabei aus seiner
engen Bezi.ehung zum Umgang mit unsiöeren Faktoren darauf bedadrt sein, stets
eine genügende Anzahl von vergleichsobjekten heranzuziehen, um audr auf diese
§fleise d,en Einfluß von einzelnen möglidrerweise irregulären Preisen auszusdralten.
Daneben aber eröffnet ihm die Tatsad-re seiner liegenscl-raftsverbundenen Tätigkeit
und d,es darin begründeten engen Kontaktes zu den Beteiligten des Grundst[d<s-
verkehrs die Möglichkeit, das tatsädrlid-re Preisniveau unmittelbar reg,istrieren zu
können, ein umstand, der ihn nridrt nur für die Grundstüd<sbewertung in beson-
derern MafJe prädestiniert ersdreinen läßt, sondern ihm audr ein im watirsten Sinne
des §(/ortes wertvoller Auftrag sein sollte.

Budrbesprechungen

K ri e ge l, O.' Grundstüd<stei,lungen und -vereinigungea. Die
Verbindung zwisdr.en Kataster und Grundb,uch bei Veränderun-
gen im Gnmdstüd<sbestand. Dritte Auflage, 92 Seiten, 2Z Abb.
und 26 Vordruckmuster, Kinline, DM I 1,g0, Dümmlerbudt 7g70

In dem §7erk sind die beiden früher ersdr,ienenen Scl-rriften Grundstüd<steilun-
gen (s. Budrbespnedr:ung in den Nadrridrten d,er Nds. Verm.- und KatVerw. i9tg,
S. 113) und Grundstüd<svereinigungen (s. BudrbesprecJrung in den Nachridrten det
Nds. verm.- und Katverw.1960,s. 147) zusammenrgefaßi trnd weiter ausgestaltet
wordel. Hinzugekommen ist ein dritter Absdrn,itt, der die Grundstüd<stälungen
in Verbindung mit Grundstü&svereinigungen (kombinierte Bestandsveränderungen)

'behandelt.

Die Funktionen des Grundbuchs und des Liegensdraftskatasters sowie.die in
beiden Registem erforderlichen Arbeitsgänge werden in erfreulidrer Klarheit und
Kürze dargestellt und durdr praktisdre Beispiele erläutert. Dabei geht der ver-
fasser nid'rt nur auf die einsdrlagigen Redrtsvorsdrriften ein, sondern zeigt audr,
wie sidr die Anwerrdung derselben infolge unterschiedrlidter Verwal,tungsvörs&ri,f-
ten in den einzelnen Bundesländern bis heute en,twid<el,t hat. Der fadrlidr gesdrulte
Leser mag in diesem Zusammenhang nadrdenklidr von ,,auseinanderen.trarid<elt"
spredrcn. Dam,it erhält die werwolle sdrrift zwei Funktionen: Nadrsdrlagewerk für
Fadrletrte wie Laien, soweit sie mit Kataster und Grundbudr befaßt sind oder in
Berühru.ng kommen; dezente Mahnung an die verantwo,rtlidren, die nait der Sdraf-
fung des Reidrskatasters gewonnene Einheitlichkeit im Rahmen des Möglidren zrr
bewahren.

Dr. §7endt

Peter Erg'enzinger, Die Landkarten Afrikas (Karto-
graphische Miniaturen Nr. 2, Mittei,lungen für Kantenfreunde),
Verlag Kiepet KG, I Berlin 12, Harden6ergstr. 4-5; DIN A i;
48 Seiten, kartoniert 8,- DM; mit eiiner dreifarb,igen Uber-
sidrtskarte.

Im ersten Kapitel behandelt der Verfasser die Darstellung. Afrikas auf \7elt-
karten des Altertums und des Mittelalters; envähnt werden u. a. die §Teltkarte des
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Ptolemäus, die Karte des Edrisi und die sogenannt-eri-Portolan-
k a r t e n , die ärsten thematisc.hen Karten des cl,risdid-ren Abendlandes.

Den Küstenkarten der Seefahrer des 15. und 16. Jahrhunderts ist das nädrste

t<"pi,t.;t gewidmet, Die Entdeckungsreisen det Portugiesen entlang tler afrikanisd'ren

Xtilt" Uir zum Kap der Cuten Häffnung werden zuerst in italienis'dren \üeltkarten

veröfientlidlt. Das Landesinnere dagegen bleibt noch lange unbekann,t.

Es folgt däe Beschreibung der Karten der Kaufleute und Missionare.des 17. und

f.üt "" iS. Juh.hurdotr Ür zur Berei,nigung des Kartenbildes von Afrika durdr

d,Anvilie. Seine Karten 2gigen nur das wissensdraftlich Nadrgewiesene; die

unerforsdlten Gebi,ete bleiben weiß.

Den wissensdraftlidren Entded<ungsreisen in der zweiten Hälfte des 18. Jahr-

hunderts und im 19. Jahrhundert sowie den kartographisdren Darstellungen dieser

üt gittdas nädrste lGpitel. Routenaufnahmen, aber auch erste Triangulationen und

topo§raphirct e Aufnahmen werden durdrgeführt, ihre Ergebnisse in-großmaßstäbi-

gä ftrri"r, wiedergegeben. In Petermanns Karten ersdreinen die ersten,,Ge-

tt*,1r"-Sd.,."ff"r, 
"äf 

änd.ren Karten wird dhs Gerlände dtrdr Form'linien dargestellt.

In den ansdrl,ießenden Kapiteln wendet sidr der Autof den ersten l-andesauf-

nahmen afrikanisdrer Koloniilgebiete bis zum 2. §Teltkrieg und der Entwicklung

der Kartenwerke Afirikas seit dem 2. \Teltkrieg zu' Geod'ätisdre und kartographis'dre

Aufnahmen, die mit europäisdren Maßstäben vergleichbar sind, werden zuerst in

Algerien und Tunesien rcl*i. ir, Agypten durdrg_eJiihrt. Bereits.zwisdren 1892 bis

tgöZ erstellt man in frudrtbaren Teilen des Nilta;les und des Nildeltas Katasterrauf-

nahmen im Maßstab 1:4 000.

Heute werden in Afrika auf der Grundlage von Luftb'ildaufnahrhen topogra'

phisd-le Sp'ezial- und Ubersi chtskarten hergestellt-

Eine mehrfarbige Kartenbeilage gibt eine Ubersidrt über die ,versdr,iedenen
to pographi,sdren Karten Afrikas.

Die Stud,ie sdr,li,eßt mit der Beschreibung von kleinmaßstäbigen Regionalkarten,

Atlanten und thematisdren Karten von Afrika.
G. Klietz

Hinweis
Der in Heft 1 / 1965 veftfrentlidrte Kommentar zum Nds. Vermessungs- und

Katastergesetz ist überarbeitet und auf den neuesten Stand gebradrt worden.

Er wird in Kürze als Sonderheft 5 erscheinen.
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Persqalnachrichten
(audr zur Laufendhaliung der Personalliste bestimmt)

Beamte des hoheren Dienstes
I. Ernannt:
zum VmDir.:
VmOR. Dr. Kampferbed<, KatA. Osnabnid< . . . 18. 8. 67

zum VmOR.:
VmR. Prof. Dr. §7ittke, KatA. Clausth al-Zellerfeld . . . 31. T. 6z
zu VmR.:
vmAss. Benkendod, KatA. sulingen. o . . . .27. 7.67

t, Maternt t Syke- . . . . . . .18. g.6T
,t Volter, LVwA- LVm-. ...1g. 9.67',', il;11?, ,,,, ,,,, ::::::lB: Z.Zi
,t Sdrulte, KatA.Osnabnid<... o.lg. g.6T
, Mailand, , Celle o . . . . . . 4. 10.67

zu VmAss.:
Ass. vmD. Blömer, KatA. Delmenhorst . . 21. T. 67

, Möllgring, , Gottingen ... . . .21.2.67
, Dr.Grothenn, LVwA-LVm-. . . . o. 1. g.6T',', 8::r,'i, filf ff#lä;.,.'::::'.'l..rzTi

II. Beauftragt
VmOR. Lunow mit der Leitung des KatA. Peine . . 1. T.6T
VmR. Schröder mit der kommissarisdren Leitung des

KatA.Vittmund . . . . . . . . . .:. . 1. g.67
VmOR. Dr. Madrens mit der Leitung des KatA.

Hildesheim o . . . . . . . . . . . . . .25. g.6T

, Stumpf mit der Leitung des KatA. Burgdorf . 2i. 8. 6T
VmAss. Dr. Brill mit der kommissarischen Leitung des

KatA. Holzmindgn . . . . . . o o . . . . o 4. 9.6T

III. AbSeordnet:
VmDir. Dr. Hake vom LVwA - LVm - an die Technische

HodrsdruleHannover .. . . . . . . . . . l. G.67
VmOR. Dr. Alves vom KatA. Hildesheim an das LVwA

-LVm -Dez. Neuvermessung. . . . . . . . 1. 6.67
tt Dr. Machens vom KatA. Burgdorf an das KatA.

Hildesheim . . . . . . . . . o . . . . . . 1. 6.67
t, Thies vom KatA. §Tinsen - Außenstelle

Hamburg-Harburg - an das KatA. Syke . 1. 7.67
VmR. Kaase vom LVwA - LVm - an das KatA.

Helmstedt . . . . . . . . o . . . . . . . 15. 8.67

IV. Versetzt:
VmOR. Lunow vom KatA. Hannover an das KatA. Peine 30. 6.67

,t Sdrlehuber von der Reg. Lüneburg an das Mdl 1 . Z. 6T

144

844

D20

E.24
E.27
E.32
E33
834
E36
E 31

T3e
T43

T44

B 115

D97

838
B tt7

E43

A 15

894

838

B*79

De6

B 115
B 114

Nr. der Liste

alt neu

418

B 119

D 100
D 101
D 102
D 103
D 104
D 105
D 106

845
846
E.47
E48
E4e

IV3a



VmAss. Nowak vom KatA. Gottingen an die Reg.
Lüneburg . . o . . . . . o . . . . . : . . 1. 7.67

VmR. Schröder vom LVwA - LVm - an das KatA.
\Wittmund . . . . . . . . . . . . 1. 8,67

VmDir. Dr. Hake vom LVwA - LVm - an die Technische
Hochschule Hannover unter gleichzeitiger Er-
nennungzumo.Professor . . . . . . .25,8.67

VmOR. Dr. Alves vom KatA. Hildesheim an das LVwA
-LVm -Dez. Neuvermessung. . . .25, 8.67

, Dr. Maehens vom KatA. Burgdorf an das KatA.
Hildesheim . . . . . . . . . . o . . . . .25, 8,67

VmAss. Grams vom KatA. Springe an das KatA. Hannover l. lO. 67

V. Beurlaubt:
VmAss. Lucht, Reg. Hannov er zur Dienstleistung bei der

Techn. Hochsdrule Hannover (Geod. Institut) . 1. 10. 67

E37

De7

A 15

894

B38
E48

Beamte des

I. Ernannt:
zu VmOAmtm.:
VmAmtm. Schröder

, §ao"rrää,
zu VmAmtm.:
VmOInsp. Sc}röder

,, üiglii,'
, rü7'isotzki,

zu VmOInsp.:
Vmlnsp.

gehobenen Dienstes

R.g. Osnabrück . .

LVwA - LVm -

KatA. Cloppenburg .

, §ürinsen....
tt Lger . . ,. . .

KatA. Uelzen . .g;;rdr*.ig' :

Norden
Meppen . .

Lingen . .

Bersenbrück
Papenburg . .

Helmstedt
Salzgitter . .

KatA. Neuenhaus
LVwA. - LVm -

KatA. Osterode .

Präs. Oldenburg
Reg. Aurich

, Aurich . .

, Osnabrück
t, Hannover
, Aurich
t, Lüneburg .

, Lüneburg

. 26. 9.67
; 29. 9.67

. 30. 6.67
30. 6.67

. g. 8.67

. 2r. 6. 67

. 31. 7.67

. 14. 9.67

. 24. 9.67

. 25. 9.67

. 25. 9.67

. 29. 9.67

. 17. lO. 67

. 17. lo. 67

. 1. 7.67

. 3. tt. 67

. 5. 7.67

. 7. 7.67

. 11. 7.67

. 18. 7. 67

. 26. 1O.67

. 27. tO. 67

. 1. ll. 67

. 1. lt. 67

. 1. 11. 67
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156
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Holtgrave,
Ideler,
Bock,
Torens,

Tschoke,
Meyer,

A.:
Schneider,
Hoedtke,
Mohl,
Tergau,
\üTeltring,

Hoft,
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Kelm,
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M 114
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Vmlnsp.-Anw. Unger, Präs. Oldenburg
Hubensack, KatA. Hildesheim

1. 11. 67
2. lt. 67

II. Versetzt:
VmOInsp. Klingenspor vom KatA. Braunschweig

an das Präs. Braunschweig . . . . . . 1. 7.67
Vmlnsp. z. A. Hettwer vom KatA. Rinteln

andieRag.Hannover . . . . . . l. Z.6T
Vmlnsp.-Anw. Schneider von der Reg. Hildesheim

an das KatA. Osterode . . . . l. 7. 67
Vmlnsp. z. A. Hoedtke vom Präs. Oldenburg

andasKatA.Brake . . . . . . .2i.7.67
Mohl von der Reg. Aurich
an das KatA. \,Jüittmund . . . 1. 8.6T

v,na,,,* il:.lf*flHääHlu1 1 1067

an die R.g. Osnabrücl< . -. . . . . 2. 10.67
Vmlnsp. z. A. Tergau von der Reg. Aurich

andasKatA.Emden. . . . . . . . g.lO.G7
Veltring von der Reg. Osnabrück
an das KatA. Meppen r . . . 26. 10.6T
Baumann von der Reg. Aurich
an das KatA. Norden . . . . l. 11.67
Bruhn von der Reg. Lüneburg
an das KatA. Lüneburg. . . . . . . 1. ll.67

v,,,r.,p.Anw ffi*i,kT:f:[ffT,i.;*i* t'6r
an das KatA. Hildesheim . . . 1. l.l. 6T

Vmlnsp. z. A. Bruhn vom KatA. Lüneburg
an das LVwA - LVm - . 20. 11.67

III. In den Ruhestand getreten bzw. versetzt:
VmAmtm. Rang, KatA. Northeim . . l. 9.6T

t, Diedrigkeit, , Gandersheim. . l.10.67
,, Philipsen, Reg. Osnabrück . . . . 1. lO. 6T
, Heeren, t, Arrich... o l. 11.6T

IV. In den Vorbe.reitungsdienst einberufen:
Name Bezirk geb. am Ing,-pe- | eingestellt

fähig. | -"-

Aurich
,,

Osnabrück
tt
It
t,

Braunscl-rweig
Olclenburg

M t25
M 121

| 204
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M 114
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L l2t

L90

H95

L t22

L 123
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L 126

L 127

M t2t
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H29
H65
H 119
H 121

Hartwig, Paul
Klaassen, Vilhelm
Leutenantsme yer,

Everhard
Müllmann, Herbert
Rotterink, Albert
Vogelsang, Volker
Gottschald, Ulf
Thiele, Ulrich

lIng. (grad.)
I

tt

27. 8. 43
21. 8. 45

23. 2.45
15. 2. 45
11. 9.44
25. 5. 43
4. 12.43
7. t. 44

1. 10. 67
tt

29. 9.67
2. 10.67

,t

tt

29. 9.67
1. 10. 67

t46
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L 128
L t29

M 137
M 138

M 139
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M 144



Beamte des mittleren Dienstes

I. Ernannt:

zum VmHSekr.:

VmOSekr. Müller,

zu VmAssist.:

VmAssist. z. A. Meyer,
, Stolz,

zu VmAssist. z. 4.,

VmAssist.-Anw. Krause,

, Sporleder,
, §Tehrmaker,

II. Versetzt:

VmAssist. z. A.

VmAssist.-Anw.

KatA. Hannover . .

KatA. Syke
,Emdgn...

KatA. Hildesheim .

, Hildssheim
t, Hildesheim .

23. 8.67

1. 7. 67
1. 8. 67

6. ll. 67
6. ll. 67
6. ll. 67

t. tl. 67

t. tt. 67

l. ll. 67

o55

s72
s73
s75

R87

s72

s73

s 75-

o56

R79
R72

Peters von der Reg. Hannover
andasKatA.Springe . . . . .. 1.7.67
Krause von der Reg. Hildesheim
andasKatA.Hildesheim. . . . . .

Sporleder von der Reg. Hildesheim
andasKatA.Hildesheim. . . . . . .

\üTehrmaker von der Reg. Hildesheim
andasKatA.Hildesheim. . . . . . .

III. Entlassen (§ 38 NBG):

VmOSekr. Kluwe, KatA. Hildesheim . . . . . . . . . 30. 9.67

\-.

Engelking, Gerhard

Piske, Rainer

Schaper, Gerhard

Perszewski, Karl-Peter

Brinkmann, Helmut

Hoffmann, Eberhard

Jack, 
'§7'olfgang

Hannover

Hannover

Hannover

Hildesheim

Lüneburg

Braunschweig

Oldenburg

3. 5. 43

9. 10.47

26. 7. 45

14. 4.44

21. 8.48

6. 4.48

2. 10.48

t. 5. 67

t. 10. 67

t. 10. 67

l. 10. 67

t. 10. 67

1. 10. 67

t. 8. 67

BATAngestellte der Vergütungsgruppe l/ ll

AssVmD. Grams, KatA. Nienburg
eingestellt $/erg.-Gr. IIa BAT) am . . . 1. 10.66
an das KatA. Springe versetzt am . 1. 3.67
zum VmAss. ernannt am . . . 12. 9.67

IV. In den Vorbereitungsdienst einberufent

eingestellt am

Nr. der Liste

alt neu

Q68
Q6e

N47

R88
R89
R90

s 113

s 114

s 115

s 116

s tt7
s 118

s 119

T44

E48

t47



Pnifungsnadrridrten

Große Staatsprüfung bestanden,
VmRef. Meyer

, Harbort

Vmlnsp.-Prüfung bestanden:

VmInsp.-Anw.
t,
,t

Bez.
t,
t.t

lt
lt

Auridr
Auridr
Hildesheim
Oldenburg
Auridr
Hannover
Hildesheim
Oldenburg
Lüneburg
Lüneburs
Osnabnt&

Pnifungstermin

10. g, 67
11. 9.67

27. 6. 67
27. 6. 67
27. 6. 67
27. 6. 67
24. 10. 67
24. 10. 67
24. 10. 67
24. 10. 67
25. 10. 67
25. 10. 67
25. 10. 67

23.
23.
23.
23.
23.
26.
26.
26.
26.
26.
26.
26.
26.
26.
26.
27.
27.
27.
27.
27.
27.
27.
27.
27.
27.

0. 67
0. 67
o. 67
o. 67
0.67
o. 67
0. 67
0. 67
o. 67
o. 67
o. 67
0. 67
0.67
0. 67
0. 67
0. 67
0. 67
0. 67
0. 67
o. 67
o, 67
o. 67
o. 67
o. 67
o. 67

Tergau,
MöhI,
Sdrneider,
Hoedtke,'
Baumann.
Hoft, t

Hubensa&,
Unger,
Bruhn,
Kelm,
§Teltring,

VmAssist. -Prüfung bestanden,

VmAssist.-Anw. Bessey,
, Dauwald,
, Laser,
, Müller,
, plank,

, Eggert, geb. Grobe
, HeinemeJrer,
, Krause,
, Kroupa,
, Niemann,
t, Rönpagel,
,t Seedler,
t, Sporleder,
, §Tehrmaker,,,,, 

§li*t?*,
, Sanders,
, Birnbaum,
t, Kiel,
, Klammer,
, I Polster,

^,t
n

u
It
IJ

n

Bez.
n
n
n
n
n
il

n
,t
,t
n
n
n
n
,t

n
t,
,t

n
,t
,t

n
,t
u
,t

Lüneburg
Lüneburg
Lüneburg
Lüneburg
Lüneburg
Hildeshelm
Hildesheim
Hildesheim
Hildesheim
Hildesheim
Hildesheim
Hildesheim
Hildesheim
Hildesheim
Braunsdrweig
Auridr
Auridr
Osnabnid<
Osnabnid<
Osnabnidc
Osnabntd«
Osnabnid<
Stade
Stade
Braunsdrweig

^
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